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Eckhard HeeschDie Geschichte der Zwangssterilisierungenvonpsychischundneu-
rologischerkrankten Menschen inder Zeit desNationalsozialismus
istals Teilaspekt derPsychiatriegeschichtefür Schleswig-Holsteinbis-
hernicht untersucht worden.Demgegenüber istdieQuellenlage hier-
zudurchausbefriedigend;das schleswig-holsteinische Landesarchiv
inSchleswig verfügt über einenrecht umfangreichenBestandan
Archivmaterialien zur Geschichte derNS-Zwangssterilisierungen in
derehemals preußischen Provinz Schleswig-Holstein.1 Möglicher-
weisedrückt sich imfehlendenInteressean derErforschungundAuf-
arbeitungdiesesAspektes derVerfolgungundEntrechtungpsychisch
KrankerimNationalsozialismusauch ein öffentlichesDesinteresse
am Schicksal eben dieserPatientenunddemihrer Angehörigenaus.
Dieses Desinteressebegünstigt undbedingt teilweise,daß Wieder-
gutmachungsleistungenundEntschädigungszahlungenan NS-Opfer,
soauch an imNationalsozialismus verfolgtePsychiatriepatientenund
derenAngehörigeinSchleswig-Holsteinbis heute innur geringem
Umfang geleistet wurden.2Erst imJahre 1988 hatdieschleswig-hol-
steinischeLandesregierung

„einenHärteausgleichsfondfür ,vergesseneNS-Opfer' geschaffen,
durchdenauchPersonen,die wegentatsächlicher oder unterstellter
Krankheit oderBehinderungals sogenannteMinderwertigerassehy-
gienischenZwangsmaßnahmen, z.B.durch Zwangseinweisungin
Tötungsanstalten,durchZwangssterilisationoder Zwangsabtreibun-
genodermedizinischenVersuchen ausgesetzt waren,unterstützt wer-
denkönnen.Ausdrücklich wirderwähnt,daß diesauchfür Angehöri-
gegilt. "3

Indiesem Beitragwerden zunächst geistesgeschichtliche Grundla-
gen undVoraussetzungender nationalsozialistischenRassenideologie
und,bezogen auf Zwangssterilisierungen,deren Umsetzung inder
Medizin,insbesondere inder Psychiatrie im „DrittenReich"darge-
stellt. Für Schleswig-Holsteinsollen danneinige Aspekte der admi-
nistrativen PlanungenundVorbereitungen sowie der Durchführung
der Zwangssterilisierungenambulantbehandelterundhospitalisierter
Psychiatriepatienten dargestellt werden;anhand von „Jahres- und
Monatsberichten über dieDurcMührung desGesetzes zurVerhütung
erbkrankenNachwuchses"4 werden inderProvinz Schleswig-Hol-
stein durchgeführte Sterilisierungenquantifiziert undstatistisch aus-
gewertet.Schließlich sollenamBeispiel der „HolsteinischenHeil-
stätten für Nerven- undAlkoholkranke"in RicklingEinzelheitendes
Schicksals dortiger zwangssterilisierterPatientenuntersuchtundnach-
vollzogen werden. Darüber hinaussoll dieserBeitragauch eineAnre-
gung zur weiterenErforschungder Zwangssterilisierungenpsychia-
trischer PatienteninSchleswig-HolsteininderZeit desNationalso-
zialismus sein.

Nicht nurfür Schleswig-Holsteinist der landes- bzw. regionalge-
schichtlicheForschungsstandzur Geschichte der Zwangssterilisie-
rungen,Jirbkranker"imNationalsozialismusunbefriedigend;für nur
wenigeRegionenliegenbisher entsprechende Studien vor. Lokal-,
regional-undlandesgeschichtlicheUntersuchungenderNS-Zwangs-
sterilisierungenliegen für das Rheinland5,für dasLand Braunschweig6
undfür dieStädteHamburg7,Berlin8,Bremen9,Frankfurt amMain10,
Köln",Bochum12,Bielefeld13,Düsseldorf 14,Galkhausen"undNürn-
berg,Fürth undErlangen16 vor.

1 FolgendeAktenbeständedes Landes-
archivs Schleswig-Holstein enthalten
Material über Zwangssterilisierungen an
Psychiatriepatienten: Abt.309(Akten des
Regierungspräsidenten), Abt. 329
(Kreisärzte und Kreismedizinalämter),
Abt. 405,Abt.611 (Innenministerium des
Landes Schleswig-Holstein;hier Vorakten,
die in die NS-Zeitzurückreichen).
2 Vgl.K.Bäsüein, Eine andere Heimat-
geschichte. Schleswig-Holstein im 20.
Jahrhundert, in: E. Heesch (Hg.), Heil-
kunst in unheilvoller Zeit. Beiträge zur
Geschichte derMedizinimNationalso-
zialismus. Frankfurt/M. 1993 (139-166),
S. 156-158.
3 P.Delius, ImSchatten derOpfer. Die
Bewältigung der NS-Gewaltmaßnahmen
gegen psychisch Kranke durch deren
Angehörige,in:E. Heesch (Hg.), a.a.O.
(65-84),S. 82.
4 Schleswig-holsteinisches Landesar-
chiv Schleswig(Abt.405, Nr. 248,255,
260).

Schleswig-Holsteinheute.
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5 H.Dickel, „Die sind doch alle unheil-
bar". ZwangssterilisationundTötungder
„Minderwertigen" im Rheingau 1934-
-1945. Wiesbaden 1988; R.Pommerin,
Sterilisierungder Rheinlandbastarde. Das
Schicksaleiner farbigen deutschen Min-
derheit 1918-1937.Düsseldorf 1979.
6 A. Straube, Die Durchführung des
„Gesetzes zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses" undseineAuswirkungen
im LandeBraunschweigund demBereich
der Landesheil- undPflegeanstaltKönigs-
lütter. Hamburg1948.
7 A. Brücks, Zwangssterilisationnach
dem Gesetz zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses inHamburg. Sozialdaten
der BetroffenenundUntersuchung der
ärztlichen Gutachten. Ergebnisbericht.
Hamburg1986;E.Fenner, Zwangssterili-
sation imNationalsozialismus. Zur Rolle
der Hamburger Sozialverwaltung.
Ammersbek 1990;F.Pfäfflin,Zwangsste-
rilisation inHamburg— ein Überblick, in:
A.Ebbinghaus u.a.(Hg.),Heilen undVer-
nichtenimMustergauHamburg.Hamburg
1984,S. 26-29; C.Rothmaler, Sterilisati-
on nach dem Gesetz zurVerhütung erb-
krankenNachwuchses vom14. Juli 1933.
EineUntersuchung zur TätigkeitderErb-
gesundheitsgerichte und zur Durch-
führung des Gesetzes inHamburg in der
Zeitzwischen 1934und1945, Med.Diss.,
Hamburg1987.
8 M. Rudnick, Behinderte im National-
sozialismus. VonderAusgrenzung und der
Zwangssterilisation zur „Euthanasie".
WeinheimundBasel1985.Rudnick stellt
dieAuswirkungen des „Gesetzes zur Ver-
hütung erbkrankenNachwuchses" aufdie
InstitutionderHilfsschule undder Hilfs-
schüler dar und bezieht sich dabei
hauptsächlich auf„Erbgesundheitsakten"
ausdem Gesundheitsamt Berlin-Wilmers-
dorf.'

G. Fuchs, Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus in Bremen. Med.
Diss.,Hamburg 1988.1. MarssolekundR.
Ott,Bremen im DrittenReich:Anpassung— Widerstand — Verfolgung. Bremen
1986; N. Sehmacke und H.-G. Güse,
Zwangssterilisiert— Verleugnet — Ver-
gessen.ZurGeschichte der nationalsozia-
listischen Rassenhygiene amBeispielBre-
men.Bremen 1984.
10 M. DaumundH.-U.Deppe, Zwangs-
sterilisation in Frankfurtam Main 1933-
-1945. Frankfurt/M. 1991.

Von der Rassen-
hygiene zur Rassen-
ideologie —
Grundzüge einer
Entwicklung in den
Nationalsozialismus

Charles Darwin (1809-1882)hat mit seinerLehre von Deszendenz
und natürlicher Selektion bekanntermaßen die Grundlage dafür
geschaffen, die Übertragung biologischerModelleaufgesellschaftli-
che PhänomeneundEntwicklungennaturwissenschaftlichzubegrün-
den.17 SeinerTheoriezufolge stellt dieSelektionunterLebewesen eine
Art natürlicher Auslese"unddieDeszendenzeinenFaktor derHöher-
entwicklung der Spezies dar, „derzufolge imKampfumsDaseindie
Untüchtigen ausgemerzt werdenundnurdie Tüchtigen sich durch-
setzen.

"18Dabei war „DarwinsInteresse... zunächst vornehmlichauf
Tier undPflanze gerichtet, aufdie Vielfalt derLebensformenund
-erscheinungen,dieErkenntnis ihrer ZusammenhängeundEntste-
hung."19 AufdenMenschen bezogenkonstatierteDarwin,daß er —
der Mensch— ineinergenealogischenReihe mit höherenWirbeltie-
ren stehtundsichhieraus imVerlauf derEvolutiondurch überaus
langsame,aber stetigeundoffenbar zielgerichtete Selektionsprozesse
entwickelt undgemäß derDeszendenztheoriegleichsamhöherent-
wickelthat.Der Mensch wird fortanindieNähezumTiergerückt und
geht vieler seiner anderen,bisherunumstritten gültigen Dimensionen
undBezüge, vorallem solcher derchristlichen Tradition,verlustig.
Der Menschlöstsichvon Gott undseiner Führung und versteht sich
nunnicht mehr als aus seinerHandunmittelbar hervorgegangen,son-
dern vielmehr als Teil biologischer Realität, der Natur. So wird
„Natur" etwasWesenhaftes.20

Die für die Evolution aller Lebewesen geltendenGrundsätzeder
Selektion undDeszendenz bezieht Darwin,allerdings sehr zurück-
haltend,21 inseinem 1871 erschienen Werk „DieAbstammung des
Menschen" aufbestehende menschliche ZivilisationenundKulturen.
Hierin sindbereits erste eugenischeGedankenangelegt:

„Unterden Wilden werdendiean Körperund GeistSchwachen
bald eliminiert;die Überlebenden sind gewöhnlichvon kräftigster
Gesundheit. WirzivilisiertenMenschen dagegen tunallesmögliche,
um dieseAusscheidungzu verhindern. Wir erbauenHeimefür Idio-
ten, Krüppel undKranke. Wir erlassenArmengesetze, undunsere
Ärzte bietenalleGeschicklichkeit auf, um dasLebenderKrankenso
lange alsmöglichzu erhalten... Infolgedessenkönnenauch die
schwachenIndividuenderzivilisierten VölkerihreArtfortpflanzen.
Niemand, der etwas vonderZuchtderHaustiere kennt, wirddaran
zweifeln, daß diesäußerst nachteiligfür dieRasseist. Es ist überra-
schend, wie baldMangelanSorgfalt ...zurDegenerationeiner dome-
stiziertenRasseführt.

"22

Unter zahlreichenNaturwissenschaftlern des gesamteneuropäi-
schenAuslands fandenDarwins Thesengroße wissenschaftliche
Beachtung.Allein inDeutschland findetnebender wissenschaftlichen
AnerkennungdieRadikalisierungund einePolitisierung seinerIdeen
statt;hier wirdderBegriff des Sozialdarwinismusgeprägt.

In seinem 1868erschienenenWerk „Natürliche Schöpfungsge-
schichte" deutete der deutscheMediziner undZoologeErnst Haeckel23

die Darwinsche Selektionstheorie im Sinne desSozialdarwinismus
um.Demzufolge sei es die natürliche Züchtung imKampf um das
Dasein,diedie Vielfältigkeit desnatürlichen Lebenshervorbringe und
dieauch die Völker-und Menschheitsgeschichtegrundlegendbestim-
me.Haeckel zufolge habe dieMedizin dienatürliche Züchtung durch
eine künstliche ersetzt und dieGesetzmäßigkeiten der natürlichen
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" W. Dalicho, Sterilisation in Kölnauf
GrunddesGesetz zur Verhütung erbkran-
kenNachwuchses vom14. Juli 1933 nach
den Aktendes Erbgesundheitsgerichtes
von1934 bis 1943. SystematischerBeitrag
zurgerichtsmedizinischen, sozialen sozio-
logischen Problematik, Med.Diss., Köln
1971.
12 H.Beuckert, DieDurchführung des
Gesetzes zur Verhütung kranken Nach-
wuchses und seine Auswirkungen im
Bereichdes Gesundheitsamtes Bochum.
Hamburg 1948." E.Bönnig,DieDurchführung der Ste-
rilisierung in denBefhelschen Anstalten.
KatamnestischeErhebungen über sterile
Geisteskranke des LandkreisesBielefeld,
Hamburg 1953.
14 U.Müller, „Erstdie Kranken...,spä-
ter die alten Leute". „Euthanasie" und
Zwangssterilisierung, in:Landeshauptstadt
Düsseldorf (Hg.): VerfolgungundWider-
standin Düsseldorf 1933-1945,Düssel-
dorf 1990. S. 120-125.

16 H.Hoffmann,Erhebungen über dieim
Rahmen des Gesetzes zur Verhütung erb-
krankenNachwuchses vom14.07.1934 in
den Jahren1934-1945 durchgeführte Ste-
rilisation im Räume Nürnberg-Fürth-
Erlangen, dargestellt an den Aktendes
Gesundheitsamtes der Stadt Nürnberg,
Med.Diss., ErlangenundNürnberg 1971;
D.Hom,Erhebungenüber dieimRahmen
des Gesetzes zurVerhütung erbkranken
Nachwuchses vom 14.07.1934 indenJah-
ren 1934-1945 durchgeführte Sterilisation
im RäumeNümberg-Fürth-Erlangen, dar-
gestellt andenAktendes Gesundheitsam-
tes der Stadt Nürnberg, Med.Diss.,Erlan-
gen undNürnberg 1970;J. Thürauf, Erhe-
bung über die imRahmen des Gesetzes
zur Verhütung erbkrankenNachwuchses
(G.z.V.e.N.)vom14.07.1933 in den Jah-
ren 1934-1945 durchgeführten Sterilisa-
tionen im Raum Nümberg-Fürth-Erlangen
(Mittelfranken),dargestellt anden Akten
des Gesundheitsamtes derStadtNürnberg,
Med. Diss.,ErlangenundNürnberg 1970.

15 M.Leipert u.a„Verlegtnach unbe-
kannt. Sterilisation und Euthanasie in
Galkhausen 1933-1945,KölnundBonn
1987.

Selektion aufgehoben,da siees durchihre therapeutischenFortschritte
ermögliche,daß immer mehrkranke, d.h. „schwache"Menschen
überleben undsich fortpflanzen können.24

EineAusschaltungdernatürlichen SelektiondurchdieMedizinund
ihreFortschritte führe zueinerDegeneration menschlicher Zivilisa-
tionen. Anders alsDarwin leiteteHaeckelaus diesenBetrachtungen
gesellschaftspolitische Forderungen ab. SeineForderungennachpoli-
tisch legitimierter natürlicher Züchtung gehörenzudenfrühesten
Äußerungen, in denenmit sozialdarwinistischen ArgumentenSteri-
lisierungund„Euthanasie"auseugenischenGründen befürwortet wer-
den.

Ebenfalls vonDarwins Theorienausgehendkamen die deutschen
Mediziner Alfred Ploetz (1860-1940) und Wilhelm Schallmayer
(1857-1919)25 zusozialdarwinistischfundierten gesellschaftspoliti-
schen Forderungen,die allerdings deutlichkonkreter waren alsdie
Haeckels. Ihnen zufolge sei eseine Folge der neuzeitlichen Zivilisa-
tion,„daß die Lebenstüchtigen sich weniger starkfortpflanzenals
früher. Vermehren sichaberdie Tüchtigen langsameralsdie Untüch-
tigen, nimmt dasPotentialan wertvollenErbanlagen in derBevölke-
rungallmählich ab."26 Umdiesen „Entartungsprozeß" aufzuhalten
undinseinGegenteil zuverkehren,fordertSchallmayer, daß „dieTrä-
gerbesonders schlechter leiblicher undgeistiger Erbanlagensoweit
alsmöglichvonderFortpflanzungausgeschlossenwerden, z,B. durch
Eheverbot, SterilisierungundZwangsasylierung."21Ergänzend soll-
tenMenschen mit „günstigen Erbanlagen"durch Steuerreformen,
Kinderzulagen undPropagierung des Ideals kinderreicher Familien
dazu motiviert werden,mehr Kinderals bisher zubekommen.28Für
Ploetz und Schallmayer begründete sich dieNotwendigkeit solcher
eugenischerMaßnahmen mit derdrohendenbzw. fortschreitenden
„Entartung" derKulturvölker.

1895 prägte AlfredPloetzden Terminus der „Rassenhygiene";er
gilt indiesemZusammenhangals Begründer derdeutschenEugenik.29

Rassenhygieneistnach Ploetz alsodie deutscheAusprägung der
Eugenik undmeint das „Bestreben, die Gattung gesundzuerhalten
undihre Anlagenzu vervollkommnen.

"30 Dabei gingerdavon aus,daß
einIndividuum für sich alleinnicht dauerhaft lebensfähig sei;das
durchdauerndeLeben werde erst voneinerVielheitvon genetischver-
wandten Individuen gewährt,die sichpermanentdurchFortpflanzung
reproduzieren. Für eine solchePopulation das Lebenerhaltender und
fortzeugenderIndividuen verwandte er den BegriffderRasse imbio-
logischenSinne derVitalrasse.IhrerAufrechterhaltungundFörderung
widme sichPloetz zufolgedie Rassenhygiene.

Dasgrundlegende deutschsprachigeWerk über Rassenhygienemit
demTitel „VererbungundAuslese imLebenslauf der Völker"von
Wilhelm Schallmayer erschienvon 1903bis 1920 in insgesamt vier
Auflagen.Die grundlegendenGedankenzudiesemWerk hatteSchall-
mayerbereits 1891unter demTitel „Diedrohendephysische Entar-
tungderCulturvölker"publiziert.31

Indieser vonPloetzundSchallmayer geprägtenerstenPhaseder
Entwicklungder Eugenik wurden die grundlegenden Hypothesen
bezüglich einer Notwendigkeitund derEffektivität eugenischerMaß-
nahmenaufgestellt. Daß dieeugenischenHypothesen imausgehen-
den19. JahrhundertundindenerstenJahrzehntendiesesJahrhunderts

18 G.Lilienthal, RassenhygieneimDrit-
tenReich. Krise und Wende,in: Medizin-
historisches Journal 14/1979(114-134), S.
114.
19 G. Mann, Biologismus

—
Vorstufe

undElemente einer MedizinimNational-
sozialismus, in: Deutsches Ärzteblatt
17/1988 (16-21),S. 19.

17 Vgl. GBaader, Rassenhygieneund
Eugenik — Vorbedingungenfür die Ver-
nichtungsstrategien gegen sogenannte
,Minderwertige"im Nationalsozialismus,
in:Deutsches Ärzteblatt 27/1988 (17-20),
S. 17.
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auf außerordentlich fruchtbaren Boden fielen,läßt sichmit inderdeut-
schenBevölkerungjenerZeitbestehenden starken Ängsten vor „Ent-
artung",also einer erbbiologischenDegenerationunddemdeshalb
erwarteten Zerfall des eigenen Volkes erklären.

„Niedergangder Völker,das Entartungsproblem, wird ein großes
Thema,ein Generalthema jener Jahre.ZahlreicheArbeiten,Mono-
graphienundAufsätzesindimausgehenden19.undbeginnenden20.
Jahrhundertdarüber geschrieben worden."32

Wenngleich sichbereits inden frühesten Konzepten vonSchall-
mayer undPloetz sehr konkretesozial- undbevölkerungspolitische
Forderungennach „Selektion"bzw.,Auslese"krankerundbehinder-
terMenschen finden,läßt sicheinegeradlinige undwiderspruchsfreie
Kontinuität derEugenik bishinein indieZeit desNationalsozialismus
mit seiner lebensvernichtenden rassenhygienischenPraxis sicherlich
nichtkonstatieren.33

Mit demMedizinerFritz Lenz (1887-1976), einem Schüler von
Alfred Ploetz,bekamdieRassenhygieneallerdings einepolitische
DimensioneindeutignationalsozialistischerPrägung.34Lenzbetrach-
tete esalsseine Lebensaufgabe,dieVorstellungenderRassenhygiene
politischdurchzusetzenund gesellschaftlicheRealität werdenzu las-
sen.35Dabeihatte Lenzkeine Bedenken,mit demNS-Regime zukol-
laborieren,wenn er dadurch seine rassenhygienischenVorstellungen
undIdeale verwirklichen konnte. Lenz bekannte sich 1933 öffentlich
zumNationalsozialismus und beanspruchte sogar für sich,als Ras-
senhygieniker einWegbereiter derNS-Ideologiegewesenzusein.36/37

Lenzbezog sich vorwiegendaufAdolfHitlers,AleinKampf.Er
war somiteingehendüber die rassenhygienischenDeutungenunddie
rassistischeIdeologieHitlers orientiert und akzeptierte sie weitge-
hend.38 Dazu schreibt er 1931 inder dritten Auflage des vonihm
zusammen mitErwinBaurund EugenFischer veröffentlichtenWer-
kes „Grundriß der menschlichen Erblichkeitslehre undRassenhygie-
ne": „Daß derNationalsozialismusehrlicheine GesundungderRasse
anstrebt, ist nicht zubezweifeln.

"
39 Hitler sei „dererstePolitiker von

wirklichgroßem Einfluß, derdieRassenhygieneals eine zentraleAuf-
gabealler Politikerkannt hatundder sich tatkräftig dafür einsetzen
will."40

Während seinerFestungshaft inLandsberghatteHitler dasWerk
gelesen;es war1921inersterAuflage erschienen.Hiüer arbeitetedie
dort formulierten rassenhygienischenVorstellungenin „MeinKampf
ein.41 Angesichts derRezeption rassenhygienischerbzw. eugenischer
Ideendurch denNationalsozialismusundderVerbindungdieserIdeen
mit demNS-Totalitarismus wußte Lenz,daß eine gewaltvollePrakti-
zierungder vonHitler formuliertenRassenideologienichtausge-
schlossen,sondernim Gegenteil zuerwarten war.

Lenz hatte sichbereits früh als Verteidigernationalsozialistischer
Rassenpropagandahervorgetan. Inseiner 1917 verfaßten Schrift „Die
Rasseals Wertprinzip"bezeichnete er dasdeutscheVolkalsdenletz-
tenHortder nordischenRasse, die durch fortschreitende „Entartung"
inihrerExistenz bedroht sei. „Nichtnur das Werk vonJahrhunder-
ten, das vonJahrhunderttausenden bräche mit ihr zusammen.

"42 In
derErhaltungdernordischenRasselägedie größte Aufgabeder Welt-
geschichte,dasieallenanderen menschlichen Rassen wesentlichüber-
legen sei.

20 G. Mann, Neue Wissenschaft im
Rezeptionsbereich des Darwinismus:
Eugenik — Rassenhygiene, in: Berichte
zur Wissenschaftsgeschichte1/1978(101-
-111). S. 101.
21 Vgl.G. Mann,Biologismus, a.a.O.
S. 19.
22 C. Darwin, Die Abstammung des
Menschen.DeutscheÜbersetzung vonH.
Schmidt, herausgegeben vonG. Heberer,
Stuttgart1966. S. 171 f.
23 ErnstHaeckel (1834-1919) war,nach-
dem er nachseinem Medizinstudium die
Medizinerlaufbahnaufgegebenhatte, von
1865 bis 1909 Ordinarius für Zoologiean
der Universität Jena;sein Forschungsin-
teresse galt vorwiegendder vergleichen-
den Anatomie undHistologie. Haeckel
formulierte das „BioenergetischeGrund-
gesetz", wonachdieOntogenesediekurze
und schnelle Rekapitulationder Phyloge-
nese sei.
24 G.Baader,a.a.0.,S. 17.
25 Ausführliche unddetailreiche Biogra-
phiender MedizinerWilhelm Schallmay-
erund Alfred PloetzundDarstellungen
ihrer rassenhygienischenVorstellungen
findensichin: P.E. Becker, Zur Geschich-
te der Rassenhygiene. Wege ins Dritte
Reich,StuttgartundNew York 1988.
26 G.Lilienthal, a.a.0.,S. 115.
27 W. Schallmayer,Einführung in die
Rassenhygiene,in: ErgebnissederHygie-
ne,Bakteriologie,Immunitätsforschung
und experimentellen Therapie 2/1917
(433-532),S. 489f.
28 Vgl.G.Lilienthal,a.a.0.,S. 115.
29 DerBegriff ,J3ugenik" geht ursprüng-
lichaufFrancis Galton (1822-1911), einen
Vetter Darwins, zurück. Galton definierte
denBegriffimJahre 1883 als Bestrebung,
die menschliche Populationineiner ver-
bindlich festgelegtenRichtung genetisch
zu verbessernbzw. „aufzuwerten" und
einer Verschlechterungentgegenzuwirken.
Hierbeiging es Galtoninsbesondere um
die Entwicklung der geistigen und der
CharaktereigenschaftendesMenschen,
von denen er annahm, daß sie erblich
seien.EineVerbesserung geistigerFähig-
keiten sah Galton als notwendigan,da im
Zugeder Industrialisierung andie meisten
Menschenhöhereintellektuelle Anforde-
rungen gestellt wurden als zu Zeiten der
vorindustriellen agrarischenGesellschaft.
30 A.Ploetz,Grundlinien einerRassen-
Hygiene, 1.Theil: DieTüchtigkeit unsrer
Rasseund derSchutz der Schwachen. Ein
Versuch über Rassenhygiene undihr Ver-
hältnis zuden humanen Idealen,beson-
derszum Socialismus, Berlin 1895. S. 13.
31 Vgl. E. Schwinger undH-J Pander,
EugenischeVorstellungen im zeitlichen
Wandel, in: Medizin — Mensch —
Gesellschaft 15/1990(253-260), S. 254f.
32 G. Mann,Biologismus, a. a.0.,S. 20.
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„DieAnimosität allem .Minderwertigen' gegenüber, diein dieser
spekulativen Schau mitbeschlossen lag, äußerte sich beiLenzetwa
darin, daß er dieSterilisierungnicht nurerblich .minderwertiger',
kränklicher undschwächlicherMenschenforderte, sondernsogardie
Sterilisierung .häßlicher' Menschenerwog.

"43

Mit dieserHaltung standLenz in größter Nähe zumDenkenHit-
lers,der sichin„MeinKampf energisch für die Sterilisierung,.Mi-
nderwertiger"einsetzteundder „dieSterilisierung nichtnurfür extre-
me Fällefordert, wasfür die GesundungderRasse ziemlichbedeu-
tungslossein würde, sondern sie aufdengesamtenminderwertigen
TeilderBevölkerungerstreckt wissen

"M wollte.
1933 wirdFritz Lenz alsDirektordesKaiser-Wilhelm-Instituts für

Anthropologie,menschlicheErblehre undEugeniknachBerlinberu-
fen.Damit verbunden wird erOrdinariusfür Rassenhygieneund im
Juli 1933 Rektorder BerlinerUniversität. Als Mitglied des Sachver-
ständigenausschussesfür Bevölkerungs-und Rassenpolitik beim
Reichsminister des Innern war ihmeinepolitische Einflußnahme
möglichgeworden.

Auf einer Sitzung des Sachverständigenausschusses für Bevölke-
rungs- undRassenpolitik imReichsministerium des Innern am 25.
Juni 1934 äußerte Lenz sichhinsichtlich der Zwangssterilisierungen
„Erbkranker"nachdem „Gesetz zur Verhütung erbkrankenNach-
wuchses" vom 14.Juli1933:

„DasZielmuß sein, daß über jedenStaatsbürger bzw. Einwohner
eineerbbiologischeAktegeführt wird... So, wiedieDingeliegen, ist
nurnocheineMinderheit von Volksgenossensobeschaffen, daß ihre
unbeschränkteFortpflanzung wertvollfür die Rasseist..."4S

33 P. Weingart u. a., Rasse, Blut und
Gene. Geschichte derEugenik undRas-
senhygiene inDeutschland, Frankfurt/M.
1988.S. 104.
34 ZurBiographie vonFritz Lenzvgl. R.
Rissom, FritzLenz und die Rassenhygie-
ne,Husum 1983.
35 P.E.Becker, a.a.0„S. 138.
3fV37 Ebd.,S.139,192.
38 Vgl.ebd.,S. 142 f.
39 ZitiertnachB. Müller-Hill, Tödliche
Wissenschaft. Die Aussonderung von
Juden, Zigeunern und Geisteskranken
1933-1945.Reinbek 1988,S. 12.
40 Zitiert nachG.Bock, Zwangssterilisa-
tion imNationalsozialismus. Studien zur
RassenpolitikundFrauenpolitik, Opladen
1986.S. 26.
41 Vgl.B.Müller-Hill, a.a.0.,S. 12.
42 Zitiert nach P. E. Becker, a. a. O.
S. 192.
43 K.Nowak,„Euthanasie"undSterili-
sierung im ,JDritten Reich".Die Konfron-
tationderevangelischenundkatholischen
Kirche mitdem „Gesetz zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses"und der„Eu-
fhanasie"-Aktion,Göttingen,3. Auflage,
1984. S. 34.
44 F.Lenz,DieStellung desNationalso-
zialismus zur Rassenhygiene,in: Archiv
für Rassen- und Gesellschaftsbiologie
25/1931 (300-308),S. 302.

Abb.1:Erbkarteikarte.
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DierassenhygienischeWunschvorstellung vonFritzLenz undvie-
lenanderenNS-Rassentheoretikern,jedendeutschen Staatsbürger erb-
biologisch zuerfassenund zuüberwachen, konntereichsweitnierea-
lisiert werden,dahierfür der technischeundadministrative Aufwand
viel zu groß und demgegenüber die Zeit bis Kriegsbeginnzukurz
war.46 Sieließ sichnur regionalbegrenzt verwirklichen. Ineinzelnen
Gaustellen für Erb- undRassenpflegeundeinzelnenKreisgesund-
heitsämtern entstandenrecht umfangreiche Systeme zurerbbiologi-
schenErfassung.47'48

DerErmittlungundErfassungvonPersonen,dieals„erbkrank"und
„rassischminderwertig" galten,dienten „Erbkarteikarten" (Abb. 1),
die imFalle der Diagnoseeiner „Erbkrankheit"vomAmtsarzt des
zuständigenGesundheitsamtes zu erstellen waren.

45 Zitiert nach B.Müller-Hill, a.a.O.
S. 34.
46 Vgl. ebd.,S. 34.
47/48 Yg] a.Thom, Die rassenhygienischen
Leitideen der faschistischenGesundheits-
politik —

die Zwangssterilisierungen als
Beginn ihrerantihumanenVerwirklichung,
in: A.Thom und G.I.Caregorodcev(Hg.):
Medizin untermHakenkreuz, Berlin/O.
1989 (65-90). S. 74 f.; C. Rothmaler,
Zwangssterilisationen nachdem „Gesetz
zurVerhütung erbkrankenNachwuchses",
in:Deutsches Ärzteblatt 4/1989 (19-22),
S. 19.

Die Allianz von
Eugenik und
Psychiatrie

BekanntlichhabendieMenschenbis zur Zeitder Industrialisierung
ingroßfamiliären, vornehmlichlandwirtschaftlichen undhandwerk-
lichenKooperationshaushalten gelebt undgearbeitet. Die leistungs-
schwächerenMitglieder dieserHaushalte waren entsprechend der
ihnen verbliebenenFähigkeiten an der landwirtschaftlichenbzw.
handwerklichenProduktionbeteiligt.Die leistungsstärkeren Haus-
haltsmitglieder gewährleisteten nicht nur die Produktion,sondern
betätigten sich auch sozial-fürsorgerisch undsozial-kontrollierend für
diekranken,behindertenundschwächerenMitglieder. Dieses Sozial-
gefüge warin der sichausbildendenkapitalistischen Wirtschafts- und
Sozialordnungüberflüssig geworden.Menschliche Arbeit und Pro-
duktion wurden aus ihrenbisherigen ökologischenLebenszusam-
menhängen der Kooperationshaushalte herausgelöstundindafür
eigens geschaffene industrielle Produktionsstätten verlagertund aus-
gegrenzt— es entstand so neben dem Phänomen der entfremdeten
Arbeit die „SozialeFrage".49 Mit der „SozialenFrage" wurde und
wirdbisheute dasProblem umschrieben, wasmit den Menschen zu
geschehenhabe,die sich den kapitalistischen Produktionsprozessen
mit ihren spezifischenAnforderungenan ständige Verfügbarkeit und
FunktionalitätdesEinzelnennichtanpassenkönnenoder wollen.Hier-
zu zählen fraglosu.a.diepsychischKrankenundgeistigBehinderten.

DieBetreuungpsychischKranker wurde inder ersten Hälfte des
19.Jahrhunderts zunächstnochalskaritatives undpädagogischesPro-
blemaufgefaßt. Erstals Mittedes vorigen Jahrhundertsdie sozuerzie-
lendenErfolgeals unbefriedigendempfunden wurden,erfolgte zuneh-
menddie Medizinisierungbzw. einePsychiatrisierungderSozialen
Frage.PsychischeKrankheitenundAuffälligkeiten wurdennunmehr
als ErkrankungendesZentralnervensystems aufgefaßt und damit der
medizinischenDiagnostikund therapeutischenBemühungen zugäng-
lich. Wiebereits dargestellt, galtenpsychiatrischeErkrankungenim
ausgehenden19.Jahrhundertaber auch als,»Erbkrankheiten". Dieses
Postulat erlaubte es den Psychiatern,präventiv und gesellschaftssa-
nierend tätig zu werden, wenn sie schonkeineodernur geringfügige
kurative Erfolgeerzielten.50 Präventive eugenischeMaßnahmen zur
Verhinderungderunterstellten Vererbung psychischerKrankheiten
warendie Geschlechtertrennunginnerhalb derpsychiatrischenAnstal-
tenund dieSterilisierung manifest Erkrankter.

Die Prämisse der Erblichkeit psychischer Krankheiten falsch war,
ließen sichdurch die beschriebenen präventivenMaßnahmen psy-

49 ZurEntstehungundBewältigung der
„SozialenFrage" vgl. K.Dörner,Tödli-
ches Mitleid.Zur Frage der Unerträglich-
keitdes Lebens. Oder:Die Soziale Frage:
Entstehung,Medizinisierung, NS-Endlö-
sung heute — morgen,Gütersloh 21989
undDers.: Die Deutsche Psychiatrie inder
Zeit des Nationalsozialismus, in: E.
Heesch,(Hg.), a.a.0.,S. 59-64.
50 ZumProblemwissenschaftlicher Fun-
dierung und Methodik der Eugenik und
zumProblem der therapeutischenErfolg-
losigkeitderPsychiatriezuBeginndes 20.
Jhdt. vgl.H-LSiemen, Menschenblieben
aufder Strecke...Psychiatrie zwischen
Reform und Nationalsozialismusm,
Gütersloh 1987. S. 113 f.
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chiatrischeNeuerkrankungennatürlich nicht verhindern. Der bür-
gerliche Fortschrittsoptimismus des 19. Jahrhunderts gelangte in den
20er Jahren unseres Jahrhunderts an seine Grenzen. „EinPessimis-
musmachte sichalseinein weite SchichtenderGesellschaftreichen-
deStimmungslagebreit,derauchgefährliche Wegenicht scheute,um
einen Auswegaus derpolitischen, gesellschaftlichenundökonomi-
schenKrisezufinden.

"
51 Wie tiefgreifend der Werte- und Orientie-

rungsverlustinnerhalbderbürgerlichen Gesellschaftsschichtengewe-
sen seinmuß, zeigt die damals vielbeachteteund oft zitierte Schrift
des JuristenKarl Bindingunddes PsychiatersAlfredErichHoche
„DieFreigabeder Vernichtung lebensunwertenLebens" ausdemJahre
1920.52Nicht nurBinding undHoche sprachen imFalle der zu töten-
den psychischKranken als „Minderwertige"und „seelenloseMen-
schenhülsen"; inallenpolitischenFraktionenundnahezuallen Gesell-
schaftsschichten galtenPsychiatriepatienten als degenerierteundnicht
voll- bzw.gleichwertigeMenschen,ebenals „Untermenschen".

Angesichts ihrer therapeutischenErfolg- undHilflosigkeit waren
diePsychiatervordemHintergrundder Weltwirtschaftskrise gezwun-
gen,sich alternativ für die Interessenihrer Patientenoderaber für die
der Gesellschaft zuentscheiden.

„Die wachsende WirkungslosigkeitpsychiatrischerHandlungs-
weisengegenüber denEntlassenenundfrei lebenden Irren, die durch
dassozialeElend sehrbeschränktenEinflußmöglichkeiten sozialar-
beiterisch-pädagogischenVorgehens, ließ diePsychiater, wolltensie
dieeigene Ohnmacht nicht eingestehen,nachneuen wirkungsvollen
Wegen suchen.

"
53

Solche „neuenWege" mußten zu Lasten der Psychiatriepatienten
gehen, wenn die Psychiater ihre gesellschaftliche Position als
Angehörigedes Bildungsbürgertums nicht diskreditieren wollten. Je
erfolgloser die kurativen Bemühungen der Psychiatrie und je
beschränkter angesichtsder wirtschaftlichen Repression die finanzi-
ellenMittel für sozialpädagogischeundmedizinische Interventionen
waren,desto repressiver undradikaler mußten eugenisch-regulative
Maßnahmen gegen die Psychiatriepatientenangewandt werden.Es
bildete sich innerhalb weiter Kreise der Psychiatrie ein Welt- und
Menschenbildheraus,das zugleich resignative als auch utopische
Züge trug. Resignativ, weil esdas Eingeständnis implizierte,die the-
rapeutischen Handlungsmusterder Psychiater hätten versagt. Uto-
pisch, weilesaufder Illusionbasierte,durcheugenischeMaßnahmen
könneeine störungslosfunktionierendeundgleichsam reibungslose
Form desmenschlichenZusammenlebensrealisiert werden;eben eine
„leidensfreieGesellschaftaus leidensfreien Individuen."54 Dieseirrea-
leOmnipotenz der eugenischorientiertenPsychiatrie ist als weit über-
steigerteReaktionaufdieEnttäuschungenangesichts ihrer therapeu-
tisch-kurativenWirkungslosigkeit zuverstehen.

„EinebiologischeSicht desSozialen begannsich inder Psychia-
trieallgemein durchzusetzen,mit der letztlichalle gesellschaftlichen
Konflikte alsbiologischbedingte erscheinenmußten und somitauf
dem Wege repressiverMaßnahmen gegendie betreffenden Gruppen
bewältigbarerschienen. DiesebiologischeSichtmarkiert eine totale
Loyalität zumvermeintlich gesundenStaats- undGemeinschaftswe-
senund eine tendenziellvernichtende Gegnerschaftzu den als gene-
tischminderwertig denunziertenAußenseitern der Gesellschaft.

"55

"
D.Blasius, Umgangmit Unheilbarem.

Studienzur SozialgeschichtederPsychia-
trie,Bonn 1986,S. 158.
32 K. Binding undA.Hoche,DieFreiga-
be der Vernichtung lebensunwerten
Lebens.Ihr Maß undihre Form, Leipzig
1920.
53 H-LSiemen, a.a. 0.,S. 114.
54 K.Dömer,Die Deutsche Psychiatrie,
in: E.Heesch (Hg.),a. a.0.,S. 62.
33 Siemen, Hans-Ludwig, a. a. 0.,
S. 118 f.
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DieRadikalisierung der Psychiatrie imZuge der Weltwirtschafts-
kriseist jedochnicht denkbar ohnerealepolitische Gegebenheitender
Weimarer Republik, wieetwa dieeinschneidende Sparpolitik imSozi-
al- undGesundheitswesen.Sie ist ferner nicht ohne dieundemokrati-
schen,unsozialenund repressiven Maßnahmen in fast allen gesell-
schaftlichen undpolitischen Bereichenzu verstehen.DieRadikali-
sierungderPsychiatrie war somit auchAusdruck allgemeiner Ent-
wicklungeninder Weimarer Republik, an denen sie sowohlreaktiv
alsauchaktivgestaltendbeteiligt war.

Mitder beschriebenenRadikalisierung der Psychiatrie inder Zeit
der WeimarerRepublik wardiegrundlegendeMentalität für alledenk-
baren Verfolgungs-undVernichtungsmaßnahmen gegenüber den
schwachen undstörendenBevölkerungsanteilengeschaffen.Die
Nationalsozialistenmußten dieserbereitsbestehendenMentalitätnur
nochdiepolitischeEntschlossenheitzur gewaltvollen Umsetzungdie-
ser Maßnahmen mit der Aussicht hinzufügen, daß eine von allem
„sozialenBallast"befreiteGesellschaft wirtschaftlichundmilitärisch
unschlagbar sei. AufderGrundlage dieserMentalität wird dierevo-
lutionäre Begeisterungder meisten deutschenPsychiaternach der
Machtübernahme derNSDAP verständlich.

„DerNationalsozialismus zog vorallem deshalb weite Schichten
des deutschen Volkes undbesonders die sozialführenden Schichten
desdeutschenBürgertums in seinenBann, weiler einenFortschritt in
der nationalen wie in der sozialen Frage inAussicht stellte,der von
den Hemmnissen des Humanen, des menschlichen und gerechten
Umgangs mit dem Anderen, demsozialSchwächeren,dem Kranken,
dem rassischFremdenoder Völkernachbarnentlastet war.

"
56

56 D.Blasius,a.a.0.,S. 159.

Das „Gesetz zur
Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses
vom 14.Juli 1933

ImMai 1933 berief der Reichsminister des Innern Wilhelm Frick
einenSachverständigenbeirat für Bevölkerungs-undRassenpolitik als
„beratendes Organ desMinisteriumsfür Bevölkerungs-undRassen-
fragen

"
51ein.Dieser Beirat war das Gremium,indem das geplante

„Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses"(GZVEN) erar-
beitet werdensollte.AufderkonstituierendenSitzungdesBeiratesam
28. Juni 1933machteFrick deutlich,daß esdas wesentliche Ziel sei,
„dieAusgabenfür Asoziale, Minderwertigeundhoffnungslose Erb-
krankeherabzusetzen unddieFortpflanzungderschwer erblich bela-
stetenPersonen zu verhindern.

"58/59

DerSachverständigenbeirat bestand aus dreiArbeitsgemeinschaf-
ten;inderArbeitsgemeinschaft für RassenhygieneundRassenpolitik
solltenüber die„Mitwirkungbei derGesetzgebungundNachprüfung
kommender Gesetze unterdem Gesichtspunktder Vererbungslehre
undRassenhygiene"60 undüber „Vorschlägefür dieDurchführung
der rassepolitischen Aufgaben"61beratenundentschieden werden.Ihr
gehörtenu.a. AlfredPloetz,derPsychiaterErnstRüdin undder Jurist
FalkRuttke an.Rüdin undRuttke warenneben demMediziner Arthur
Gütt, Ministerialdirektor im Innenministerium,dieAutorendes Geset-
zeskommentares zum GZVEN.

AlsVorläufer desGZVENkann derEntwurfeines Sterilisierungs-
gesetzesgelten, derimJuli 1932impreußischen Landesgesundheits-
ratberaten wurde. Dieser Gesetzesentwurf,der nie eine rechtliche
Gültigkeit erlangte,nahm dasGZVENinweitenTeilenvorweg.Aller-
dings sahderpreußische Gesetzesentwurf imUnterschied zumnatio-

37 Zitiert nach C. Ganssmüller, DieErb-
gesundheitspolitikdes Dritten Reiches.
Planung, Durchführung und Durchset-
zung,Kölnund Wien 1987. S. 34.
5809Vg1. ebd., S. 34,S. 41 f.
60 Ebd.,S. 38.
61 Ebd., S. 39.
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nalsozialistischenSterilisierungsgesetzkeine zwangsweisenSterili-
sierungen, sondern ausschließlich freiwillige vor.Nach § 12 des
GZVEN waren Sterilisierungenauch gegenden Willen des Betrof-
fenen vorgesehen.62 Hierzuerklärte Frick,daß beider Realisierung
des Gesetzesmit „christlicheroder sozialerNächstenliebe

"
63 nicht

zurechnensei.Zur zwangsweisenDurchsetzung fandenunterschied-
lichepolizeilicheMaßnahmen Anwendung.DieBetroffenenkonnten
von der Polizei zur Einleitung eines Erbgesundheits- bzw. Sterilisie-
rungsverfahrens demzuständigen Amtsarztvorgeführt und imRah-
men des Verfahrens zur diagnostischenAbklärung einer „Erbkrank-
heit" ineinepsychiatrische Klinik zwangseingewiesenwerden.Ver-
suchten sichPatientendurchFlucht demProzeß vordem Erbgesund-
heitsgericht zuentziehen,so wurdenach ihnenpolizeilich gefahndet.
Schließlich konnten dieOpfer nachergangenemSterilisierungsbe-
schluß unterpolizeilichem Zwangin dieKlinikgebracht werden,die
denSterilisierungseingriffvornehmen sollte.64 IndenJahren1934 bis
1936 sindreichsweit durchschnittlich7-9%der Patienten mit Poli-
zeigewalt demchirurgischenEingriff zugeführt worden.65 Je nach
Region undJahr warenes sogarbis zu 30%.66

Im§ 1des GZVENwaren dieSterilisierungsindikationen genannt
(Abb. 2).Danach sollte unfruchtbar gemacht werden, weran „ange-
borenem Schwachsinn",Schizophrenie, manisch-depressiver Psy-
chose, „erblicherEpilepsie", Chorea Huntington, „erblicherBlind-
heit",„erblicherTaubheit" oder einer „schwerenerblichen körperli-
chen Mißbildung" litt.Außerdem solltenAlkoholkranke sterilisiert
werden.Nach § 2und 3 erfolgte dieEinleitungeines Erbgesundheits-
bzw.Sterilisierungsverfahren durch einenAntrag (Abb.3);die Anträ-
ge waren die formale Grundlage für die Erbgesundheitsgerichtsver-
fahren. Antragsberechtigt waren die voneiner „Erbkrankheit"im
Sinne des GesetzesbetroffenenPatienten selbstoder deren gesetzli-
cheVertreter, alleAmtsärzte, dieleitenden Ärzte psychiatrischerEin-
richtungenundAnstaltsärzte in Strafanstalten. Die „Verordnung zur
Ausführung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses"
vom05.1 2.1933 verpflichtete darüberhinaus jedenapprobiertenArzt
und „sonstigePersonen, die sichmit derHeilbehandlung, Untersu-
chungoderBeratung vonKrankenbefassen"61zurAnzeige desVor-
liegens einer „Erbkrankheit".Anzeigeverpflichtet waren also neben
den Ärzten auchalle übrigen Angehörigenvon Berufendes Gesund-
heitswesens wieHebammenund Krankenpflegepersonal.DieAnzei-
ge wurde dem leitenden Amtsarzt des jeweils zuständigenGesund-
heitsamteserstattet; aufeine Anzeige folgte nicht seltenein Sterili-
sierungsantrag,der dannvomAmtsarztan dasErbgesundheitsgericht
gestellt wurde. InwenigenFällen wurden eingegangeneSterilisie-
rungsanzeigen vom Gesundheitsamtabgewiesen.68Einem Sterilisie-
rungsverfahrenbzw. -eingriffkonntenPsychiatriepatienten,allerdings
auchnicht sicher,entgehen, wennsie trotzeinerSymptomminderung
oder auch völligerSymptomfreiheit aufeigene Kosten inder Psy-
chiatrischenAnstalt verblieben bzw. sich ineinePsychiatrischeEin-
richtungaufeigene Kosten aufnehmen ließen.69 Sobald jedochein
Patientbzw. einePatientinaus der stationärenBehandlungentlassen
oderbeurlaubt wurde,drohteunweigerlich ein Sterilisierungsverfah-
ren; in vielenFällen zogein auch nur kurzer stationärer Psychia-
trieaufenthalt eine Zwangssterilisierungnach sich.

M A. Gütt, E. Rüdin und F. Ruttke.
Gesetz zurVerhütung erbkrankenNach-
wuchses vom 14. Juli 1933 nebst Aus-
fuhrungsverordnungen, München 2.Auf-
lage1936. S. 75.
63 Zitiert nach Ganssmüller, Christian.
a.a.0., S.41.
M Vgl.G. Bock,Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus: Die Planung einer
heilen Gesellschaft durchPrävention,in:
K.Dömer(Hg.),Fortschritte der Psychia-
trie im Umgangmit Menschen. Wert und
Verwertungdes Menschenim 20. Jahr-
hundert, 36. Gütersloher Fortbildungswo-
che 1984, Rehburg-Loccum 1984 (88-
-104). S. 89.

63 Vgl.J-EMeyerund R. Riedel,Die
psychiatrischen Patienten im Nationalso-
zialismus, in: Psychiatrie derGegenwart
9/1989 (369-396), S. 372.

Vgl.G.Bock, Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus,a.a.0.,S. 89.
67 A.Gütt, E. RUdin undF.Ruttice, a.a.
0.,S. 84.
68 Vgl.C. Ganssmüller, a.a.0., S.47.
69 Vgl.J-EMeyer undR.Seidel, a.a.O.
S. 372.
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Zur Durchführung desSterilisierungsgesetzes wurden in großer Zahl
staatliche Gesundheitsämtereingerichtet. So gabes 1938 reichsweit
insgesamt 745 Gesundheitsämtermit ca. 1.500beamteten Ärzten. 70

Die jeweiligenLandesjustizministerordneten1934dieErrichtung
einesErbgesundheitsobergerichtes an jedemOberlandesgerichtund
einesErbgesundheitsgerichtes an jedemgrößerenAmtsgericht an.
1935 waren so ca.220Erbgesundheitsgerichte und30Erbgesund-
heitsobergerichte.71VoreinemErbgesundheitsobergericht konntenach
§ 9 desGZVEN gegeneinvomErbgesundheitsgerichtergangenes
Sterilisierungsurteil vomAmtsarzt, AntragstelleroderBetroffenen
Widerspruch erhoben werden.DieallermeistenBerufungen wurden
vomErbgesundheitsobergerichtjedochzurückgewiesen.72"3

Die VerhandlungenvordenErbgesundheits- undErbgesundheits-
obergerichten warennicht öffentlich,dieBetroffenenhatten keine
Akteneinsicht undfür alle Beteiligtenbestand Schweigepflicht.74 Erst
ab 1935 waren Rechtsanwälte imVerfahren zugelassen, die jedoch
ebenfallskeine Akteneinsichthatten.75"6DenBetroffenenwurde häu-
figerstwährend der VerhandlungderAnlaß des Verfahrensmitgeteilt.
Hierzugabeseineentsprechende Empfehlungdes j^enmiriisteriums,
umeiner Beunruhigungdes Betroffenen bzw. seinerFamilie oder

70 Vgl.ebd., S. 371.
71 Vgl.C.Ganssmüller, a.a.0.,S. 48
72/73 Vgl.ebd., S. 50 f.
74 Zu den psychischen Folgen von
Zwangssterilisierungen vgl.u. a.Bundder
„Euthanasie"-Geschädigtenund Zwangs-
sterilisierten c.V. (Hg.), Ichklage an.Tat-
sachen- undErlebnisberichte derZwangs-
sterilisierten,Detmold 1989;H.Biesold,
KlagendeHände. BetroffenheitundSpät-
folgen inbezug aufdas Gesetzzur Verhü-
tungerbkrankenNachwuchses, dargestellt
amBeispielder „Taubstummen". Solms
1988;E.Albers undI.Engel,Unter dem
großen Jesuswort. Bericht einer Zwangs-
sterilisierten,in: Demokratisches Gesund-
heitswesen4/1988,S. 26-27;H-L Siemen,
a.a.0., S. 117f.
75"*Vgl.B.Müller-Hill, a.a.0.,S. 33, vgl.
G. Bock,ZwangssterilisationimNatio-
nalsozialismus,a.a.0.,S. 291.

Abb. 2: §1 des GZVEN.
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einer Fluchtgefahrund damit evtl. zu erwartendem Widerstand bzw.
öffentlichemProtest vorzubeugen.77 So waren die Sterilisierungsver-
fahren sämtlich scheinlegaleVerfahren,in denen die Betroffenen
rechtlose Objekte waren.

JedesErbgesundheitsgericht setzte sichaus einemRichter,demfür
denBezirk zuständigen Amtsarzt und einem„als inErbgesundheits-
fragenbesonderssachkundig geltenden"7i zweiten Arztzusammen;
letzterer war zumeist ein Anstaltspsychiater.79 Ohnedenärztlichen
Berufsstandgenerell wäre dieDurchsetzungder Erbgesundheitspoli-
tiknicht denkbarundpraktikabelgewesen.Ärzte waren Anzeigende
undAntragsteller,Gutachter,sachverständigeRichterundVollstrecker
derSterilisierungen, wobei der zuständigeAmtsarzt gleichzeitigdie

77 Vgl.K.Scherer, .Asozial"im Dritten
Reich. DievergessenenVerfolgten,Mün-
ster 1990, S. 95.
78 A.Thom, a.a.0.,S.78.
79 Vgl.D. Blasius,a.a.0„ S. 113.

Abb.3: Sterilisierungsantrag.
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Funktion desRichters undeines Staatsanwaltes besaß, vonanzeige-
pflichtigenPersonen Auskunft einholenkonnte und für die Durch-
führung desBeschlusses,ggf.unterPolizeieinsatz,verantwortlich war.
„DieAnzahl dercmderDurchsetzungundDurchführung desSterili-
sierungsgesetzesbeteiligten Ärzte warungleichhöheralsdieder Juri-
sten.

"m

Für denArztimnationalsozialistischen Staat gingenseine traditio-
nell kurativenAufgaben zunehmend verloren.Ermußte fortan seine
Tätigkeit an derdeutschenNation, amVolk undan der „Rasse"ori-
entieren.81 Diese grundlegendeNeu- undUmorientierung ärztlichen
Selbstverständnisses zugunsteneiner bedingungslosenund totalen
UnterordnungunterdienationalsozialistischeDoktrin wurdevon allen
NS-Gesundheitspolitikem, nationalsozialistischenÄrztefunktionären
und-Organisationen82 gefordertundmachteeinePolitisierungdes tra-
ditionell „unpolitischen" Arztes notwendig.Jestärker einepolitische
Abstinenz unter den Ärzten ausgeprägt war,destoeher waren siezur
bedingungslosenAkzeptanz der ihnennun zugeschriebenenpoliti-
schenFunktionbereit.Ausdruck dieserAkzeptanz undAnpassungist
der hoheOrganisationsgraddes ärztlichenBerufsstandesimVergleich
mit anderenBerufsgruppen:45% aller Ärzte warenNSDAP-Mitglie-
der, die Männer unterihnen gehörtenzu 26% der SA und zu7% der
Waffen-SS an; dies ist siebenmal so häufig wie inder männlichen
Durchschnittsbevölkerung.83 Vorrangiges Ziel derMedizinim Sinne
der NS-Ideologie war die „Entwicklung zum erbkrankenarmen
Staat

"M,inder derArzt„alsTastorganverantwortungsvolleAuslese-
arbeit zu leisten"*5 habe. „DieFrage, ,oberbgesundoder erbkrank,
leistungsfähigodernicht leistungsfähig,bevölkerungspolitischwich-
tigoderunwichtig',müsse vomArzt gelöstwerden undzwar ,zweck-
dienlich

'
undzum .Nutzen des Volksganzen."

86

Trotzdem gab es vereinzelten Widerstand oder doch zumindest
Widerspruch oder Zurückhaltung gegenüber demSterilisierungsge-
setz.DieMotive lagen insbesondere bei niedergelassenen Ärzten in
derBefürchtung eines Vertrauensverlustes seitensihrer Patientenbzw.
einerStörungderArzt-Patienten-Beziehung.87Über einendrastischen
Vertrauensverlustder Bevölkerunggegenüber denAmtsärzten,unter
denenes keinerlei Widerstand gegenüber dem Sterilisierungsgesetz
gab,88 beklagte sich,J-leichsärztefülirer" GerhardWagner imSommer
1937 in einer Denkschrift an dieReichskanzlei AdolfHitlers,in der
er dieLeichtfertigkeit, mit derdie Sterilisationsurteile ergingen,kriti-
sierte.89 Wagner befürchtete eine negativeResonanz aufdie deutsche
Sterilisierungspolitik vorallem imeuropäischenAusland.

Die deutschenPsychiaterreagiertenauf das GZVEN „aus einem
Geist,derdieVerantwortunggegenüber denihnenanvertrautenKran-
kender Verantwortung gegenüber denneuen Machthabernopferte

"
90.

LediglichvereinzeltePsychiaterschützten ihrePatienten voreinerdro-
henden Sterilisierung, indem sieetwaDiagnosenoder TeilederKran-
kengeschichten fälschten.91 EduardReiss,ärztlicherDirektor despsy-
chiatrischen Krankenhauses inDresden,emigrierte aus Deutschland
1933 „weiler sehrfrüh erkannt hat, was man ihm zumuten würde,
nämlichSterilisation... vonLeuten,diekeine Kinderbekommen soll-
ten.

"92DerBerlinerPsychiaterKarlBonhoeffernahmgegenüber dem
GZVENeine eher zurückhaltende bzw. kritische Haltungauseiner
streng naturwissenschaftlichen Positionheraus ein.93'94 Außerdem

80 C. Ganssmüller, a. a.0.,S. 51.
81 Vgl.hierzuT. F.Fischer, Dernational-
sozialistischeArzt. Med. Diss.,Kiel1971.
82 Vgl. hierzu A.Zapp, Untersuchungen
zumNationalsozialistischen Deutschen
Ärztebund (NSDÄB). Med.Diss., Kiel
1979.
83 Vgl. G.Bock, Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 183.
84 Zitiert nach ebd.,S. 184.
85 Zitiert nach ebd., S.184.
86 Ebd., S. 183.
87 Vgl.G. Bock,Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 290 und
J-EMeyer,und R.Seidel,a.a.0.,S. 373.
88 Vgl.G. Bock,Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 292.
89 Vgl.B.Müller-Hill, a.a.0.,S. 36.
90 D.Blasius, a.a.0.,S. 1 11.
91 Vgl.G. Bock,Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 290.
92 Zitiert nachebd., S. 293.
93/94Vgl. D. Blasius, a. a. 0., S. 111 f.
GiselaBock zufolge gehörteKarlBon-
hoeffer zu denjenigenPsychiatern, die
dem Sterilisierungsgesetzgegenüber zwar
zurückhaltend, aberkeinesfallsablehnend
eingestelltwaren. Vgl.hierzu G. Bock,
ZwangssterilisationimNationalsozialis-
mus,a.a.0.,S. 292.
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Abb.4:NS-Propaganda gegen „Minderwertige".
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befürchtete er eineDiskreditierung derPsychiaterinfolgeeiner Iden-
tifizierung der Psychiatriemit ihrenPatienten vor demHintergrund
dernationalsozialistischen Propaganda,die psychischKranke und
Behinderte als „Volksschädlinge"und „volkswirtschaftlichenunderb-
biologischenBallast" diskriminierte und daraus dieNotwendigkeit
der Zwangssterilisierungenbegründete (Abb. 4).95

Von 1934bis Kriegsende sindca.350.000 bis400.000Menschen
ca. 1% derBevölkerungzwischen 18 und 40Jahren zwangssterili-
siert worden.96 Eine exakteZahl der Sterilisierungen läßt sichnicht
angeben, dadie Veröffentlichungvon statistischenErhebungen zum
Sterilisierungsgesetz ab1936 vomReichspropagandaministerium
untersagt worden ist;durchdie große Anzahlder Sterilisierungen
wurdeeineBeunruhigung derÖffentlichkeit befürchtet. 97 10bis 30%
allerDeutschenals„minderwertig" unddamit sterihsierungswürdig. 98

In denJahren 1934bis 1936sind insgesamt 168.989Sterilisie-
rungseingriffe durchgeführt worden.Dies gehthervor aus den„Gene-
ralaktendes Reichsjustizministeriums betreffendErbgesundheits-
pflege",diefür dieJahre 1934bis 1936 aufexaktenstatistischenDaten
beruhen (Tab l).99 Das NS-Sterilisierungsprogramm endete weitge-
hend mit der „6. Durchführungsverordnung", wonach vom
31.08.1939bisKriegsendedie Sterilisierungen stark einzuschränken
waren,da Ärzte undchirurgischeEinrichtungenfür diemedizinische
Versorgung verwundeterSoldaten undder Zivilbevölkerung,aber
auch imZusammenhangmit derNS-,.Euthanasie" zurTötungder vor-
mals zuSterilisierendenbenötigtwurden.100 Aufgeteiltaufdieeinzel-
nenJahrgänge stellen sich die statistischen Angabender Aktendes
Reichsjustizministeriums folgendermaßen dar, wobeiDifferenzen
zwischen denZahlen der angeordnetenund abgelehntenSterilisie-
rungen zur Gesamtzahl der vorliegendenAnträgedaraus resultieren,
daß ein Teilder Anträge erst im folgenden Jahr zur Bearbeitung
gelangte:

Infolge desSterilisierungseingriffes verstarben nach derselben Stati-
stik indendreiJahren insgesamt 367Frauenund70Männer.101Das
Verhältnis von sterilisiertenMännernundFrauenbetrugetwa 1:1.Die
auffallendeHäufung abgelehnterSterilisierungsanträgeimJahr 1936
istauf reichsweite Erlassedes Reichsinnen- undReichsjustizministe-
riums,dieAnzahl der Sterilisierungsurteile zureduzieren, zurückzu-
führen. 102 Da dieTätigkeit der Erbgesundheitsgerichteerstab März
1934zu Beschlüssen bzw.Urteilenführte, dieerstenSterilisierungs-
eingriffe erstimAugust1934 durchgeführt wurden unddieEingriffe
des Jahres 1935 einen Überhang desVorjahres abbauten,betrug 1934
der Anteilder durchgeführten Zwangssterilisierungenanden Sterili-

95 Vgl.J-EMeyer,undR. Seidel, a.a.0.,
S.373 f.
96 Die inderLiteraturangegebenen Ste-
rilisierungszahlen divergieren zwischen
200.000undüber 400.000.
97 Vgl.A.Thom, a. a.0., S. 75 undG.
Bock,ZwangssterilisationimNational-
sozialismus, a.a.0.,S. 231.
98 Vgl. G.Bock, Sterilisationspolitikim
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 88.
99 Vgl. C. Ganssmüller, a. a.0.,S. 45
und G. Bock, Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 231-233.
100 Vgl.B.Müller-Hill, a.a.0.,S. 37.
101 Ebd.,S. 36.
102 Vgl. K.Scherer,a.a.0., S.101.

Tab.1: Statistische Datender „General-
aktendesReichsjustizministeriums betref-
fend Erbgesundheitspflege" der Jahre
1934bis 1936
(n. bek.

—
nicht bekannt)
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1934 1935 1936

Sterilisieruni ;sanzeigen 222.055 166.345 n.bek.
Sterilisierungsanträge 84.604 88.193 86.254
Sterilisieruni isurteile 62.463 71.760 64.646
Zwangssterilisieruni ten 32.268 73.174 63.547

;elehnteAnträi 4.874 8.976 11.619



NS-Propagandafür das „Gesetz zurVerhütung erbkrankenNachwuchses" im Holsteinischen Courier vom 6.1.1934.
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sierungsbeschlüssennur 52%, währendimnächstenJahrhäufiger Ste-
rilisationen durchgeführt als beschlossen wurden.Ab 1936 lag der
Anteil der Sterilisationseingriffe an den ergangenenUrteilenbei
durchschnittlich 98%.103Inder erstenHälfte des Jahres 1937wurden
28.430Zwangssterilisationen durchgeführt undfür dieZeit von 1938
bis Kriegsbeginnist vonca. 70.000Sterilisationenauszugehen.104

Somit wurden in densechs Jahren von1934bis zum Beginndes
ZweitenWeltkrieges etwa270.000Menschensterilisiert. ImDeut-
schenReichinseinen Grenzenvon 1937 warenindenKriegsjahren
50.000bis 100.000 Sterilisierungsverfahrenanhängig; dementspre-
chend wurden von1940bis1945 schätzungsweise 60.000Zwangs-
sterilisationendurchgeführt. 105 Zusammen mit den40.000 Sterili-
sierten aus den annektiertenGebieten sind, wie bereits dargestellt,
von 1934bis1945 folglichmindestens 370.000Menschen zwangs-
weise sterilisiert worden.Hinzu kommen nochdie Sterilisierungen
vor dem Inkrafttreten des GZVEN und die außergesetzlichen
Unfruchtbarmachungen ohne Sterilisierungsantragund -verfahren;
somit ist eine Gesamtzahl von 400.000 Sterilisierungen durchaus
realistisch.

Insgesamt 96% der Sterilisiertenwurden unfruchtbargemacht auf-
grund von

— inderReihenfolge der Häufigkeit — „Schwachsinn",
Schizophrenien, Epilepsien, manisch-depressiven Psychosen.Die
übrigen 4% verteilten sichauf dieDiagnosenBlindheit,Taubheit,kör-
perlicheFehlbildungen,Chorea HuntingtonundAlkoholkrankheit.106

1934 wurden 53%, 1935 sogar 60% aller Sterilisierten aufgrundder
Diagnose „Schwachsinn"zwangssterilisiert.Unter denStrafgefan-
genen, die 8% aller Sterilisierten stellten,stieg der Anteil derDia-
gnose „Schwachsinn"auf 77%.107Über die gesamteZeitspanne, in
der imNationalsozialismus Zwangssterilisierungen durchgeführt
wurden,stellten die „Schwachsinnigen" ca.zweiDrittelaller Ste-
rilisierten;unter ihnen waren wiederum ca. zwei DrittelFrauen.108

Insbesondere in ländlichenRegionen, wo die Sterilisationen trotz
der gesetzlich vorgeschriebenen Schweigepflicht häufig schnell
bekannt wurden,wurden dieseFrauen nicht selten Opfer vonVer-
gewaltigungen und waren somit in doppelter Hinsicht „Gequäl-
te"109:Sie waren Opfer der ZwangssterilisationundOpfer sexuel-
lenMißbrauchs. 110

ZurDiagnosestellung von „Schwachsinn"wurden den soDenun-
zierten vomAmtsarzt entweder im Gesundheitsamt oder aber inder
Verhandlung vordemErbgesundheitsgerichtsogenannteIntelligenz-
fragebögenzur Beantwortungvorgelegt. Die Ausgestaltungund die
AuswertungderFragebögenlag weitgehendimErmessendes Amts-
arztes111;die Fragebögenwarennicht standardisiertund dienten den
nationalsozialistischen Rassenhygienikerndazu,„ihreSozialdiagno-
stik wissenschaftlichzukaschieren"."2DerGesetzeskommentar zum
GZVENmacht deutlich,daß es sich insbesondere bei der Sterilisie-
rungsindikation „Schwachsinn"umeine sozialeundnicht um eine
medizinisch-psychiatrische Kategoriehandelte:

„Entsprechendder seelischen Allgemeinstörung, welchebeim
angeborenenSchwachsinnvorliegt, istnichtbloß aufdie intellektuel-
lenFehlleistungen zu achten... zutage treten, sondernauchaufdie
Gefühls- undWillenssphäre...Bei zahlreichen asozialenundantiso-
zialen,schwer erziehbaren, starkpsychopathischenDebilen wirdman

m Vgl.G.Bock,Zwangssterilisation im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 233.
104 Vgl.ebd.,S. 233.
105 Vgl.ebd., S. 237.
1(16 Vgl.G.Bock, Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus,a.a.0., S. 90.
107 Vgl.J.-E. MeyerundR.Seidel, a.a.
0.,S. 372.
los Yg[ g Boc^ Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus, a.a. 0.,S. 90.
109 Alexander Mitscherlich spricht von
den OpfernderNS-Medizinals „Gequäl-
te": A.Mitscherlich undF.Mielke (Hg.),
Medizinohne Menschlichkeit.Dokumen-
te des Nürnberger Ärzteprozesses, Frank-
furt/M. 1978 (Neuauflage).
110 Vgl.G.Bock, Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus,a.a. 0.,S. 102 f.
IVgl.A.Thom, a.a.0.,S.77.
112 K.Scherer, a.a.0.,S. 101.
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dieUnfruchtbarmachung...für zulässigerklären können,selbst wenn
siein ihrer Intelligenzentwicklungnicht übermäßig zurückgeblieben
sind."m

Neben derIndikation„Schwachsinn"eignete sich auchder „Alko-
holismus"dazu, sozialunerwünschtes VerhalteninForm der Zwangs-
sterilisierung zu sanktionieren.

Sehrhäufig wurdebei vorzeitigem Schulabbruch"4 oder imFalle
einerHilfsscnulbedürftigkeit 115 ein Sterilisierungsverfahren eingelei-
tet. DieNutzung des Sterilisierungsgesetzes als Repressions- und
Sanktionsinstrument gegenMenschenmit sozialunerwünschten Ver-
haltensweisenohnejedenKrankheitswert,zu denen innicht geringem
Umfangauch politisch Oppositionellezählten,wurde von Seiten des
NS-Staatesnachdrücklich unterstützt.

Das „Gesetz zur Verhütung erbkrankenNachwuchses"gilt alsdie
„folgenreichste nationalsozialistischeInnovation

"'l6/117 für dieMedi-
zinimNationalsozialismus. Ärzte wurdenermächtigt, imDienste der
NS-Rassenideologie,.Recht" zu sprechen. Erstmalig wurdenmit dem
SterilisierungsgesetzRechtsungleichheitundkörperlicherZwangs-
eingriff zu gesetztem„Recht"; für „Wertvolle" galteinSterilisations-
verbotunddiePflicht zur möglichstvielzahligen Reproduktion, für
„Minderwertige" galtuneingeschränkterSterilisationszwang. „Jedes
Sterilisationsgesetz, dasSterilisationsgebot, -verbot, -erlaubnis oder
-zwangunterschiedlich an Unterschiede von ,Erbe' bzw. Abstam-
mung'bindet — undalsonicht anden Willen derBetroffenen — ,ist
rassistisch.

"',8 DasSterilisationsgesetzmißachtete dasGrundrecht der
Gleichheit nachArt.109 der deutschenReichsverfassung, dasGrund-
rechtderFreiheitbzw. Freiwilligkeit nachArt.114 derReichsverfas-
sungunddashier implizierte Recht auf körperlicheUnversehrtheit.

DieZwangssterilisiertenkämpfennoch heutedarum,alsVerfolgte
des NS-Regimesanerkannt zu werden.119

1,3 A.Gütt, E.Rüdin undF.Ruttke,a.a.
0..5.119f.
114 Vgl.D.Blasius, a.a. 0.,S. 117 f.
113 Vgl. hierzuM. Rudnick,Behinderte
im Nationalsozialismus. Vonder Ausgren-
zung und der Zwangssterilisation zur
„Euthanasie", WeinheimundBasel 1985.
,16"l7Zitiert nachA.Thom, a.a. 0.,S.77.
1,8 G. Bock, Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus,a.a. 0.,S. 95 f.
119 Vgl. hierzu denArtikel „Die Psychia-
trie krankt an ihrem Menschenbild" von
Ernst Klee in Die Zeit Nr. 23 vom
03.06.1994und den Artikel „Hamburg:
Weltkongreß arbeitetSchattenseiten der
Psychiatrie auf.NS-Zwangssterilisierte
fordern Rehabilitation" in KN (Kieler
Nachrichten)vom 07.06.1994.

Die Durchführung
des „Gesetzes zur
Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses"
in Schleswig-Holstein

Inder preußischen Provinz Schleswig-Holstein gabes insgesamt 22
Kreisgesundheitsämter für dieKreise undkreisfreien Städte Altona,
Wandsbek (Dr.Richter),Kiel,Flensburg-Stadt (Dr.Gähtgens),Flens-
burg-Land(Dr. Gähtgens),Neumünster (Dr.Krickau),Südtondern
(Dr.JacobsinNiebüll), Husum (Dr.Speckmann),Eiderstedt,Schles-
wig,Eckernförde(Dr.Rudolphy),Pinneberg (Dr. Meier),Steinburg
(Dr.Kracht inItzehoe),Süderdithmarschen (Dr.Vellguth inMeldorf),
Norderdithmarschen,Rendsburg (Dr.Stölting),Segeberg(Dr.Goos
inBadSegeberg),Stormarn,Plön(Dr.Ohm), Oldenburg(Dr. Simon),
HerzogtumLauenburg(Dr.Baatz inRatzeburg)undEutin.DieKreis-
gesundheitsämter waren personell mit einemMedizinalratals leiten-
demKreis- bzw.Amtsarzt undeinem oder zwei weiteren beamteten
Ärzten sowie einigen „Gesundheitspflegern"besetzt. Dienach der
.aMachtübernahme" der Nationalsozialisten neu einzustellenden lei-
tendenKreis- bzw.Amtsärzte wurden in einemSchreiben des Regie-
rungspräsidentenSchleswig-Holsteinsdem Oberpräsidenten imJuli
1933 namentlich mitgeteilt.120 Dasie imNS-Sterilisierungsprogramm
eine besonders exponierte Position einnahmen,mußten siefür die
nationalsozialistischen Machthaberuneingeschränktpolitisch zuver-
lässig sein. Außerdem mußten die Amtsärzte natürlich die Maßnah-
meneiner negativen,selektivenEugenikbefürworten.

DiesenKriterienentsprachzweifellos der inMeldorf tätigeKreis-

120 Schleswig-Holsteinisches Landesar-
chiv Schleswig, künftig bezeichnet als
LAS,(Abt. 309,Nr. 35007). Die Namen
der genannten Amtsärzte sind dieser Auf-
listung des Regierungspräsidenten ent-
nommen.
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ArztDr.Vellguth. Ineiner 1933 vonihmverfaßten Schrift „Eugeni-
sche Erfahrungen in einem schleswig-holsteinischenLandkreise
(Dithmarschen)"schreibt er:„Eskamdem Verfasserzustatten,daß er
bereits seitacht Jahren dienach der Staatsumwälzungmethodisch
gewordenegesundheitlicheAufklärung ins rassenhygienischeFahr-
wasser gelenkthatte."m JLange bevor das nationalsozialistischeSte-
rilisierungsgesetz verabschiedet worden war, hatteVellguth sich für
die Sterilisierung „Minderwertiger"eingesetzt und vordemInkraft-
tretendes GZVENan den von ihmveranlaßten Sterilisierungen von
11Personen — 3Männerund8Frauen—im Kreis Süderdithmar-
schenalsAssistentdes jeweiligenChirurgenmitgewirkt.122 Für Vell-
guth warennichtnurpsychischKrankeundkörperlichBehinderte zu
sterilisieren,sondern auchalle „Unsozialen"und „Kriminellen"123

sowie „dieMenschen, die immerfort Kosten verursachen,anstatt
Werte zuproduzieren, alsodieHerumtreiber undArbeitsscheuen..."124Dazu warnatürlich einemöglichstvollständige Erfassungder
Bevölkerungunter eugenischenAspekten notwendig.Eine solche
Erfassung warVellguthzufolgeneben der „Verbreitungeugenischen
Wissens"125 inForm vonSchulungen undöffentlichenVorträgen
wesendiche Aufgabeder Kreisgesundheitsämter. Zur eugenischen
Registrierungbedienteersichder Zusammenarbeitmit denBeamten
der Kreis-undKommunalverwaltungen.

„Sie stelleneine glückliche Personalunion von Ortspolizei, Gemein-
devorstandundStandesamtdar, die demZweck sehrzustattenkommt.
AlsGemeindebeamte kennen sie natürlich ganz genaudiePersonen
undFamilien,die immer Kosten verursachen. AlsPolizeiverwalter
sindihnendieUnsozialenundKriminellenbekannt,undalsStandes-
beamte sindsie in derLage, die Unterlagenfür biologisch verwert-
bare Sippentafeln zu liefern. So bildetenschließlich diese Kreise die
lange gesuchteundwirklich tätigeeugenischeArbeitsgemeinschaft
mitdemKreisarzt."126

Auchdie übrigen Kreisgesundheitsämter griffen zum Zwecke der
eugenischenErfassungderBevölkerungaufInformationenderKom-
munalverwaltungen, wie auch der Wohlfahrts- undFürsorgeverbän-
de zurück.

Nebender PlanungundDurchführung allerMaßnahmen der„Erb-
gesundheitspflege" und der Überwachung und jährlichenErhebung
der gesundheitlichenundhygienischenVerhältnisse inihremKreis
oblagdenGesundheitsämternauch dieambulante Betreuungund
medizinische VersorgungvonpsychischKrankenund vonAlkohol-
kranken in Formder sogenannten.Alkoholikerfürsorge". ImKreis
Segeberg wurden gemäß dem,3ericht über Allgemeine gesundheit-
liche Verhältnisse" für das Jahr 1937127 170 psychischkrankeMen-
schen und 142Alkoholkranke ambulant beraten undbetreut.Alko-
holkrank waren demnach 136 Männerund 6 Frauen,von denen 51
Patienten alkoholisiert in„Schutzhaft"genommen und3Männer und
1Frau entmündigt wurden.Nachdem für die Kriegsjahrebis 1944zu
„Geistes-undGemütserkrankungen" und zum,Alkoholismus"keine
verwertbaren Eintragungenexistieren,werden für das Jahr 1945 im
Kreis Segeberg225 Todesfälle im Zusammenhangmit psychiatri-
schenErkrankungen angegeben.128 Leider werdendieTodesumstän-
deund-Ursachennicht spezifiziert.

Somit haben dieAmtsärzte einerseitspsychisch erkrankteund

121 L.Vellguth,Eugenische Erfahrungen
in einem schleswig-holsteinischenLand-
kreise (Dithmarschen).Berlin 1933, S. 4.
122 Vgl.ebd.,S. 9 f.
123 Vgl.ebd.,S.U.
124 Ebd.,S. 12.
125 Ebd.,S. 3.
126 Ebd., S. 6.
127 LAS (Abt.309,Nr. 35400).
128 LAS (Abt.309,Nr. 35202).
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suchtkranke Patientenambulant behandelt und beraten,andererseits
haben siedieselben Menschen durch die Veranlassung vonZwangs-
sterilisierungenund Inhaftierungen gedemütigt undverfolgt. Dieses
Paradoxonvongleichzeitigem„HeilenundVernichten" ist ein wesent-
lichesMerkmalärztlicherTätigkeit imNationalsozialismus,für das eine
Ursacheineiner totalenAufgabe traditionellerärztlicher Ethik,wiesie
etwa imHippokratischen Eidbegründet ist,zugunsteneiner gänzlich
unkritischenundabsolutenLoyalität gegenüber demNS-Staatliegt.Es
ist verständlich,daß eben dieses Verhaltender Amtsärzte einenVer-
trauensverlustbeiihrenPatientenundinderBevölkerungnachsichzog.

Inder Provinz Schleswig-Holstein existierten insgesamt vierErb-
gesundheitsgerichte,die jeweils für dengesamtenLandgerichtsbezirk
zuständigundeinemAmtsgericht zugeordnet waren, undzwar in
Lübeck, Flensburg,AltonaundKiel;inKielbefand sichauch dasErb-
gesundheitsobergerichtfür Schleswig-Holstein.129Nachdem 1937
Altona infolge desGroß-Hamburg-Gesetzes StadtteilderHansestadt
gewordenwar, wurdeinItzehoeam dortigenAmtsgerichteinErbge-
sundheitsgericht eingerichtet.

Die schleswig-holsteinische Ärztekammer hatte 1935 einVer-
zeichnis sämtlicher Klinikenbzw. Krankenhäuser,die für dieDurch-
führung chirurgischerSterilisationseingriffe im Zusammenhang mit
demGZVEN geeignet erschienen,erstellt.130 Für Flensburg waren
dies die gynäkologischePrivatklinik Dr.Jensen und das St. Franzis-
kuskrankenhaus,für Schleswig das Städtische Krankenhaus und die
Landesheilanstalt Schleswig-Stadtfeld, in Rendsburgdas Städtische
Krankenhaus,inEckernfördedasKreiskrankenhaus (Dr.Wagner), in
Neumünster das Städtische Krankenhaus (Dr. Graf) und die Privat-
klinikDr.Köhler,in Eutindas Landeskrankenhaus (Dr.Saalfeldt), in
Kiel dieChirurgischeUniversitätsklinik,diePrivatkliniken Dr.Lubi-
nus,Dr.Rehr,Dr.Demme,Dr. KoreuberundDr.Robert, die Univer-
sitäts-Frauenldinik unddasDRK-Anscharkrankenhaus,für Altonaund
Wandsbek jeweilsdas Städtische Krankenhaus. ImKreis Husum-
Eiderstedt wurden Zwangssterilisierungen im Städtischen Kranken-
haus in Bredtstedt(Dr. Godt)und imStädtischenKrankenhaus in
Husum(Dr.Stoppel) durchgeführt, imKreisNorderdithmarschen im
StädtischenKrankenhaus inMeldorf(Dr. vonGusnar) und im Städ-
tischenKrankenhaus inHeide,für denKreis Oldenburg inderLan-
desheilanstalt für Geisteskranke inNeustadt,für denKreisLauenburg
imStädtischenKrankenhausinMölln(Dr.Paysen), für denKreis
StormarnimKreiskrankenhaus inBad Oldesloe(Dr.Möllhausen,Dr.
Frieß), für denKreis Segebergin derPrivatklinik Dr.Rinneund im
KreiskrankenhausinBadSegeberg, für denKreis Pinneberg imStäd-
tischenKrankenhaus Elmshorn (Dr.Specht)und inderPrivatklinik
Dr.Piening, imKreis Südtondem imKreiskrankenhausNiebüll und
imKreis Steinburgim StädtischenKrankenhausItzehoeund inder
PrivatklinikDr.Rettig inItzehoe.

Außerdem führten das Kreiskrankenhaus in Oldenburg, dieStädti-
schenKrankenhäuser inGlückstadt, Marne,Wyk, WedelundUeter-
sen,dasMenkestift inWüster, dieDiakonissenanstalt inFlensburgund
diePrivatklinikenDr.Kramer,Dr.KärgerundDr.Portwich in Kiel
chirurgischeUnfruchtbarmachungendurch.131 Unter Verwendung
ionisierender Strahlen,vorwiegend Röntgenstrahlen,wurde inder
KielerUniversitäts-Frauenklinik (Prof.Dr. Schröder,Prof. Dr.Jüng-

129 Vgl.A.Gütt, E.Rüdin undF.Ruttke,
a.a.0.,S. 364 f.
130 LAS (Abt.405,Nr. 257).
131 Vgl.A.Gütt, E.Rüdin undF.Ruttke,
a.a.0.,S. 370.
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ling,Dr.Kirchhoff), imStädtischen Krankenhaus inKiel sowieinder
evangelisch-lutherischenDiakonissenanstaltinFlensburg zwangsste-
rilisiert.132

DieAuswahl der zur Sterilisierung berechtigten Ärzte undKlini-
kenerfolgte wiediederAmtsärzte nachdemKriteriumderpolitischen
Zuverlässigkeit. So findet sich in demVerzeichnisder Ärztekammer
der Hinweis,daß imLandeskrankenhaus inEutinnur Dr.Saalfeldt
Sterilisierungseingriffe durchführen solle,dader zweiteQiirurg „welt-
anschaulichnicht zuverlässig"" sei.Der ChirurgDr. HansLubinus
erhielt die Operationserlaubnisfür Sterilisierungseingriffe anMän-
nernin seiner KielerPrivatldiniku.a.aufgrundseinerpolitischenHal-
tung als „zuverlässiger Nationalsozialist.

"134 Lubinus trat am
01.05.1933indieNSDAPein (Mitglieds-Nr. 2730161)undwarMit-
glied derSS; „L. isteinguterSS-Führer ...Beliebter Kameradvon
anständiger Gesinnung...Dr.LubinushatsichjederzeitalsSS-Mann
gezeigtundsich in weitgehendemMaße für dieSS eingesetzt".135

Die Sterilisierung erfolgte beiMännern üblicherweise durcheine
Durchtrennungdes SamenstrangesnachLeistenschnitt;136beiFrauen
durch eine Durchtrennung oder stumpfe Quetschung mit ansch-
ließender Ligatur der Eileiter.DieseOperationsverfahren werden in
vielen OP-Berichten beschrieben.137Für Frauen war dieLetalität des
Eingriffes etwafünfmal höherals für Männer. Verstarb ein Patient
bzw.eine Patientin infolge einer Sterilisierung, wurde demOP-Bericht
einekurze Darstellungdermutmaßlichen Todesursachebeigefügt. Die
HausangestellteErna8.,die aufgrundeines Sterilisierungsbeschlus-
ses des ErbgesundheitsgerichtesinLübeck (Aktenzeichen195/38)im
Kreiskrankenhaus inBadOldesloe am06.01.1939mit derDiagnose
„angeborener Schwachsinn" zwangssterilisiert worden war, war
angeblich aneinemHerzinfarkt verstorben.Dabei war derHerzinfarkt
lediglicheine diagnostischnichtgesicherteVermutung.ErnaB.verstarb
imKreiskrankenhausinBad Oldesloe am18.01.1939imAlter von 22
Jahren.Dieses Altermacht einenHerzinfarkt als Todesursacheäußerst
unwahrscheinlich.EineObduktion wurdenichtdurchgeführt. Imärzt-
lichenBericht ist als todesursächlicheKomplikation vermerkt: „Pat.
warpostoperativ ausserordentlichunruhig, verliess eigenmächtig das
Bettundtrank trotz VerboteskaltesWasser ausderLeitung."138

Das für Frauenbeschriebene Sterilisierungsverfahren wurde trotz
einer relativ hohenVersagerquotehäufigangewandt.Frauen,dienach
dieser Methode zwangssterilisiert worden sind,mußten sichinden
meistenFällen mindestens einem weiterenSterilisierungseingriff
unterziehen.Sämtliche Sterilisierungsversager mußten demReichs-
gesundheitsamtinBerlinunter Angabedes Krankenhauses,des ope-
rierendenArztes undder OP-Methode gemeldet werden.MitSchrei-
ben vom09.11.1939berichtete Dr.Hilling über einen Versagernach
operativer Unfruchtbarmachung im Städtischen Krankenhaus in
Schleswig:„Diedamals 18-jährigeMartha S. wurde wegenangebo-
renenSchwachsinns am28. Mai1934 durchDr.Brix... vom Unter-
leibmittelschnitt durch doppelte QuetschungundUnterbindungbei-
derEileiternachMadiener unfruchtbargemacht."'39 Fünf Jahre spä-
ter wurde beiMartha S. eineSchwangerschaft festgestellt; die Steri-
lisierungwar demnach wirkungslosgewesen.DieSchwangerschaft
wurdeam 25.03.1939 unterbrochenund dieUnfruchtbarmachungnun
durchdie sicherereDurchtrennungderEileiter wiederholt.Gemäß der

132 Vgl.ebd., S. 375.
133 LAS(Abt.405,Nr. 257).
134 Berlin DocumentCenter (Personalakte
Dr.mcd. Lubinus,Hans).
133 Ebd.
136 Vgl.K.Scherer,a.a.0.,S. 97.
137 LAS(Abt.405,Nr. 255).
138 Ebd.
139 LAS(Abt.405,Nr. 260).
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„4. Durchführungsverordnung" des GZVEN vom 18.07.1935 konn-
ten fortan auch Schwangerschaftsunterbrechungenaus eugenischen
Gründen, allerdings nur mit Zustimmung der Schwangeren,durch-
geführt werden.140 1935 wurden897 Schwangerschaftsunterbrechun-
geninKombinationmit einer Zwangssterilisierungvorgenommen.141

Insgesamt wurdenca.30.000eugenischeSchwangerschaftsunterbre-
chungendurchgeführt.142

JenachDauer des stationärenKrankenhausaufenthaltesbetrugen
die Kosten für eine Zwangssterilisierung zwischen 20,00und 84,00
Reichsmark.143Nach §13 des GZVENwurdendie Sterilisierungsko-
sten vonder Krankenkasse,beinichtVersicherten,finanziellBedürfti-
genvom öffentlichenFürsorgeverband getragen.DieKosten,dieüber
dieMindestsätzederärztlichenGebührenordnung undüber diedurch-
schnittlichenPflegesätze hinausgingen,mußten vomBetroffenen
selbst gezahlt werden.DieKostenderErbgesundheitsgerichtsverfah-
renhattedie Staatskasse zu tragen.144'145

IneinemSchreibenan alle schleswig-holsteinischenKreisgesund-
heitsämter vom 31.05.1934forderte derRegierungspräsidentdie
Amtsärzte auf,aufpolizeiliche Zwangsmaßnahmen bei derDurch-
setzungeines Sterilisierungsurteils möglichstzu verzichten und nur
inFällenstarken Widerstandes oderFluchtgefahr einenPolizeieinsatz
anzuordnen.Außerdem solledie Übermittlung des schriftlichen Steri-
lisierungsbeschlussesnicht durch diePolizei,sonderndurchden zustän-
digenAmtsarzterfolgen, „umdas Selbstgefühl der zu Sterilisierenden
möglichstzu schonen.

"146 Trotz solcher Vorsichtsmaßnahmen,die
sicherlichnicht aus Gründen der Rücksicht auf das „Selbstgefühl" der
Sterilisierungsopfer veranlaßt wurden,sondern eine reibungsloseund
von der Öffentlichkeit möglichstunbemerkte Durchführung des
GZVENund derNS-Sterilisierungspolitik gewährleistensollten,wur-
dennatürlich auch inSchleswig-Holsteinpolizeiliche Zwangsmaßnah-
men gegenvoneiner ZwangssterilisierungBedrohteangewandt;im
Jahre 1934in insgesamt 119Fällen.147 Die Ortspolizeibehördein Bor-
desholmmachte dem Regierungspräsidenten und dem Landrat in
Rendsburg am 05.08.1937Mitteilungüber einenPolizeieinsatz,mit dem
derSchuhmacherHans G.am 13.07.1937 in das Städtische Kranken-
haus inRendsburgzur Zwangssterilisierungverbracht worden war.
GegenHans G. warein Sterilisierungsbeschluß desErbgesundheitsge-
richtesinKiel(Aktenzeichen30/37) am22.04.1937ergangen.HerrG.
versuchte,sichder drohendenSterilisierung durchFluchtzuentziehen
undleistete denbeidenPolizisten erheblichenWiderstand,alsdieseihn
indasKrankenhausbringenwollten.DiePolizeibeamten überwältigten
Hans G.undso wurde erschließlich doch zwangssterilisiert.148

Das Schicksal einer Zwangssterilisierungerlitt auch „dieEhefrau
Alice"149;siewurdeaufgrundeines SterilisierungsbeschlussesdesErb-
gesundheitsgerichtesKiel vom26.05.1936(Abb. 5) am 27.05.1937
imStädtischen Krankenhaus inSchleswigunfruchtbar gemacht.150

Zwischen Sterilisierungsurteilund -eingriff lag alsoein Jahr. Solche
großen Zeitabstände warennicht selten undsindu. a.darauf zurück-
zuführen, daß die sterilisierendenKrankenhäuser die große Zahl der
Sterilisierungsbeschlüsse nebenihremüblichen chirurgischenund
gynäkologischenOP-Programm nicht inangemessener Zeitbewälti-
genkonnten.Esläßt sichleichtnachvollziehen,wiequälenddas lange
Warten für die Sterilisierungsopfergewesenseinmuß.

,4° A.Gütt, E.Rüdin undF.Ruttke, a.a.
0.,5.99-102.
141 Vgl.J.-E. MeyerundR.Seidel, a.a.
0.,S.76.
142 Vgl.G.Bock,Sterilisationspolitik im
Nationalsozialismus, a.a.0.,S. 101.
143 LAS(Abt.405,Nr. 250).
144 A.Gütt, E. RUdinundF.Ruttke, a.a.
0.,S.76.
143 LAS(Abt.405,Nr.250).'* LAS(Abt.405,Nr.257).
147 Ebd.
148 LAS(Abt.405,Nr.251).
149 LAS(Abt. 405,Nr.250).
130 Ebd.
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Angesichtseiner eugenischen Wissenschaft,die weit mehr auf Spe-
kulationen dennaufgesichertennaturwissenschaftlichenErkenntnis-
sen basierteund des vollkommen unzureichenden erbbiologischen
Erkenntnisstandes der dreißiger Jahre,mußte es ingroßer Zahl zu
„Fehlentscheidungen" derErbgesundheitsgerichte kommen.151Der
Justizangestellte Walter T. war einOpfer einer solchenEntschei-

Abb 5: Sterilisierungsbeschluß.

151 Vg1.A.Th0m,a.a.0.,5.75
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Dung.152 Am 16.06.1936beschloß dasErbgesundheitsgericht inKiel
dieSterilisierungvonWalterT aufgrundeinerHüftgelenksluxation 153.
DaWalterTdieErblichkeit seinerBehinderung anzweifelte,legte er
Widerspruch gegen den Sterilisierungsbeschluß ein,der jedoch vom
KielerErbgesundheitsobergericht am 19.05.1938 abgelehnt wurde.
Walter T.entschloß sich daraufhin,sich aufeigeneKosten ineine
geeigneteEinrichtung stationär aufnehmen zu lassen,um so derSte-
rilisierungzuentgehen.DaWalter T. aber nichtpsychischkrank war,
konnteer inkeinerderpsychiatrischenAnstaltenSchleswig-Holsteins
aufgenommen werden.Es existierte in Schleswig-Holsteinkeine
„Anstaltfür Erbkranke,dienicht geisteskranksind"154undder lei-
tendeAmtsarzt desGesundheitsamtes für denKreis Oldenburg lehn-
tedieVeranlassungder Sterilisierung vonWalter T.ab, „solange ihm
nichtdieMöglichkeitgegeben wird,sich in eine geschlosseneAnstalt
zubegeben."^55

Vorallemauf SeitenderBetroffenen und ihrerFamilien lassen sich
zahlreiche ZeugnissedesNicht-Akzeptierens derNS-Sterilisierungs-
praxisund desProtestes bzw.des Widerstandes undderVerweigerung
dagegen finden.156Ein solches Dokument istderBriefeiner offenbar
wegen „erblicherBlindheit" zwangssterilisiertenFrau an Hitler.157

(Abb.6) Dieser Briefzeugt vonder erschütternden Verzweiflung eines
durchnationalsozialistische Willkür geschändetenMenschenunddem
Versuch,eben dieser Willkür die eigeneNot in allerEhrlichkeit ent-
gegenzuhalten:

152 LAS (Abt.405,Nr. 260).
153 Eine angeborene Fehlbildung der
Hüftgelenke (congenitale Hüftgelenks-
dysplasie)mit der Folge einer Luxation
(Verrenkungsfehlstellung) derGelenke ist
keinegenetischeErkrankung.
154 LAS (Abt.405,Nr. 260).
153 Ebd.
156 Vgl.D.Blasius,a.a.0.,S. 116undG.
Bock, ZwangssterilisationimNational-
sozialismus, a.a.0.,S. 278ff.
157 LAS (Abt.405,Nr. 260).

Abb. 6: Brief einer Zwangssterilisier-
ten anHitler.
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Wiebereits dargestellt, ist dieAnzahlder Zwangssterilisierungenin
der Zeit des zweitenWeltkrieges im Vergleichmit den Jahren von
1934bis 1939 deutlich zurückgegangen. Neben den geschilderten
Gründen liegteine weitereUrsache für denRückgang der Sterilisie-
rungsverfahren und-eingriffe darin,daß in denKriegsjahren „seitens
derHeil- undPflegeanstalten undähnlicherAnstalten (Psychiatri-
scherUniversitätskliniken) dieihnen...obliegendeMeldepflicht erb-
krankerAnstaltsinsassennicht mehr erfüllt wird... "158Diepsychia-
trischenAnstaltenundKlinikenkamendemnachseit Ende 1939 ihrer
AnzeigepflichtimSinne desGZVENnur nochunzureichendbzw.gar
nichtmehr nach;dies gehtauseinem Schreibendes Gesundheitsam-
tes für denKreis Pinnebergan den schleswig-holsteinischenRegie-
rungspräsidentenvom25.03.1944hervor. DerRegierungspräsident
meldete daraufhinunverzüglich die Beobachtungdes Gesundheits-
amtes an denReichsminister des Innernmit der Bitte,„dieAnstalts-
leiter derHeil- undPflegeanstaltenundderPsychiatrischen Univer-
sitätskliniken anzuweisen, dievorgeschriebenen Anzeigenentspre-
chenddengesetzlichenBestimmungenpünktlich zu erstatten.

"
159 Dem

Schreiben des KreisgesundheitsamtesPinneberg zufolge war der
Rückgang der Sterilisierungsanzeigeneindurchaus reichsweites Phä-
nomen.Dieser Rückgang ist einerseits sicherlich eine Reaktion auf
die„6.Durcrifühmngsverordnung" des GZVEN,andererseits mager
aber auch aus einem Desinteresse der Anstaltspsychiater angesichts
derseitKriegsbeginnrealisiertenNS-„Euthanasie" resultieren:Wenn
diepsychischKrankenohnehin umgebracht werden,ist esnichtmehr
notwendig,sie zu sterilisieren;die Sterilisierungen waren sinnlos
geworden.

138 LAS(Abt. 309,Nr.35072).
159 Ebd.

Quantifizierung und
statistische Analyse
von Zwangssterilisie-
rungen in Schleswig-
Holstein

Die folgenden statistischen Angabenüber Zwangssterilisierungen in
Schleswig-Holstein basierenauf den „Monatsberichtenüber die
Durclrführung des Gesetzeszur Verhütung erbkrankenNachwuchses"
aus den Jahren 1938 bis 1940und den „Jahresberichtenüber die
Durclifiihrungdes Gesetzes zurVerhütung erbkrankenNachwuchses"
der Jahre1937bis 1940.160 Für dasJahr 1934 könnendetaillierte sta-
tistischeDatenaufderGrundlageeinesBerichtes des Regierungsprä-
sidentenan denReichsinnenminister über die Durchführung des
GZVENin Schleswig-Holsteinerhobenwerden.161

ImJahre 1934 sindinsgesamt 4.612Sterilisierungsanzeigenerstat-
tet und 2.240Sterilisierungsanträge gestellt worden.Etwa40%der
Anzeigen wurden vonAnstaltsärztenerstattet;demgegenüber wurden
aber nur ca. 10% aller Anträge vonAnstaltsärztengestellt (Tab. 2).
Dies kennzeichnet einfür Anstaltsärzte typischesVerhalten:

„DieAnstaltsleiter stellten,obwohl sie antragsberechtigt waren,
lieberAnzeigebeimGesundheitsamt,alseinen AntragbeimErbge-
sundheitsgericht, da dieAnzeige dann nicht zu den Gerichtsakten
genommen wurde und der anzeigende Arzt damit ungenannt
blieb."162

InWürttemberg wurden zwischen 1935 und 194178% der Anträ-
ge von Amtsärzten und nur 18% von Anstaltsärzten gestellt.163

Anstaltsärzte stellten deshalb inso geringemMaße Anträge, weil sie
einen Vertrauensverlust ihrer Patienten und infolgedessen deren
,Abwandern"in anderemedizinische Fachdisziplinen, wie z.B. der
InnerenMedizin,befürchteten.

160 LAS(Abt. 405,Nr.248, 255, 260).
161 LAS(Abt. 405,Nr.257).
"2 C. GanssmUUer, a.a.0.,S. 47.
163 Vgl. J.-E.MeyerundR.Seidel, a.a.
0.,S. 372.
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Auffallendist die große Zahl derAnzeigen vonmchtärztlichenBerufs-
gruppen des Gesundheitswesens,also den freiberuflichenundinKli-
niken tätigen Hebammen,denGemeindekrankenschwestern,dem
Krankenpflegepersonal in KrankenhäusernunddenSäuglings- und
Kinderkrankenschwestern.164 Die sichinder Anzeigenerstattung wie-
derspiegelndestarke Beteiligung insbesondereder Krankenpflegean
derNS-Sterilisierungspolitik liegt u.a.ineiner weitgehendenUnter-
ordnung undkritiklosen Anpassunggegenüber demnationalsoziali-
stischen Staat und seiner gesundheitspolitischen Programmatik
begründet. 165

Von den 4.612 Sterilisierungsanzeigen wurden 968 Anzeigen
„wegenunbegründeter Anzeige" (139), „wegenzu hohenAlters"
(153), „wegennicht bestehender Fortpflanzungsfähigkeit" (39),
„wegenAlters unter10Jahren

"
(53)und „wegenanderer Gründe

"
(584) zurückgewiesen. Solche „anderenGründe" waren z.B. eine
Anstaltsbedürftigkeit oder eine lebensbedrohliche Erkrankung.Die
Ablehnungskategorie„wegenAlters unter10Jahren

"
machtdeutlich,

daß auch schon Kinder ab dem zehnten Lebensjahr undJugendliche
zwangsweise sterilisiert werden konnten.

Ausgehendvon2.240 AnträgenaufUnfruchtbarmachung wurden
inSchleswig-Holstein1934 ca. 3% aller imerstenJahr desNS-Steri-
lisierungsprogrammes ergangenenSterilisierungsanträgegestellt. Es
gehen die aufGrundlage der AnträgeergangenenSterilisierungsur-
teile unddie durchgeführten Sterilisierungseingriffeaus demBericht
des Regierungspräsidentenleider nicht hervor.Wenn aber die reichs-
weiten statistischenDaten als Vergleichszahlenzugrunde gelegt wer-
den, so führten durchschnittlich75% aller Anträge zueinem Sterili-
sierungsbeschluß unddamit,bisauf wenige Ausnahmen,zueinerSte-
rilisierung; in 53Fällen ist eine Sterilisierung trotz ergangenem
Beschluß unterblieben. Für Schleswig-Holstein lassen sich so etwa
1 .600 durchgeführte Sterilisierungseingriffe im Jahr 1934 konstatie-
ren; dies sind ca. 5%aller 1934 reichsweit durchgeführten Zwangs-
sterilisierungen.

1937 sind insgesamt 2.331 Sterilisierungsanzeigenerstattet wor-
den; 1.082 vonAmtsärzten,516 vonAnstaltsärzten,309 von ande-
ren Ärzten und 424 von den nichtärztlichenBerufsgruppen; 552
Anzeigen wurden abgewiesen. Es wurden 1.207 Anträge auf
Unfruchtbarmachung gestellt; 765 von Amtsärzten, 292 von
Anstaltsärzten, 105 von,»Erbkranken" selbstund45 von derengesetz-

IM Die Beteiligung der nichtärztlichen
Berufsgruppendes Gesundheitswesensan
der NS-Erbgesundheitspolitik istbisher
nicht erforscht worden und bedarf der
historischen Analysez.B.durchdie histo-
rische Pflegeforschung imRahmen der
sich derzeit etablierendenPflegewissen-
schaft.
M Vgl. H. Steppe, Krankenpflege ab
1933,in:Dies. (Hg.): Krankenpflegeim
Nationalsozialismus, Frankfurt/M.,7.Auf-
lage1993. S. 61-85.

Tab. 2:ImJahre1934 von den einzelnen
Personengruppen erstattete Sterilisie-
rungsanzeigen undgestellte Sterilisie-
rungsanträge
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Anzeigen Anträge

vonAmtsärzten 622 967
vonAnstaltsärzten 1.827 247
von anderen Ärzten 1.025
vonnichtärztlichen
Berufsgruppen des
Gesundheitswesens 1.138
von betroffenenPatienten 706
von gesetzlichen Vertretern
derPatienten 320



liehenVertretern. 60% der Anträgewurden aufgrund der Diagnose
„angeborenerSchwachsinn",22% aufgrund SchizophrenerPsycho-
sen gestellt.Eineganz ähnliche statistische Verteilung ergibt sich für
die durchgeführten Sterilisierungen.ImJahre 1937 wurden 1.193 Pati-
enten,613Männer und580Frauen, zwangssterilisiert;davon 68%
wegen „angeborenemSchwachsinn"und 16%wegeneiner Schizo-
phrenie (Tab.3).In94Fällen unterblieb die Sterilisierung bzw. wurde
ausgesetzt.In62Fällen wurdenpolizeiliche Zwangsmaßnahmen
gegendieBetroffenenergriffen.

64% der Sterilisierungen wurden in den Städten Kiel (13%),
Lübeck (10%),Schleswig(10%), Rendsburg(8%),Pinneberg (6%),
Oldenburg (4%), Eutin (4%), Husum (3%), Eckernförde (2%),
Neumünster (2%) undFlensburg (2%) durchgeführt; entsprechend
sind indiesenStädtendiemeisten,ebenfalls 64%allerAnträge auf
Unfruchtbarmachunggestellt worden.Dieübrigen Sterilisierungsein-
griffe wurdenindenKreisen Schleswig-Holsteinsdurchgeführt (Abb.
9).Somit wurden zwei Drittel derPatienteninden größeren Städten
undeinDrittel in ländlichenRegionenzwangssterilisiert.

ImJahre 1938 sind 1.812Sterilisierungsanzeigenerstattet worden.
815 der Anzeigen wurden von Amtsärzten gestellt, 373 von
Anstaltsärzten,266 von anderen Ärzten und318 vonden nichtärztli-
chen Berufsgruppendes Gesundheitswesens. Insgesamt wurden 595
Anzeigenzurückgewiesen. Amtsärzte stellten 696aller Sterilisie-
rungsanträge,Anstaltsärzte 143,betroffene Patienten59und gesetz-
licheVertreter vonPatienten25 Anträge;insgesamt wurden852 Ste-
rilisierungsanträge gestellt. Ähnlich wie imVorjahr wurdendie mei-
stenAnträge aufgrund der Diagnosen „angeborener Schwachsinn"

Tab. 3: NachDiagnosenunterteilte Steri-
lisierungsanträge undZwangssterilisie-
rungen im Jahre 1937; (M = Männer,
F

—
Frauen).
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Anträge Sterilisierungen

„angeborener
Schwachsinn" 399 382 381 424
Schizophrene
Psychose 147 110 121 74
Manisch-
depressive
Psychose 11

rili »sie 59 68 65 62
Chorea
Huntington
„erbliche
Blindheit"
„erbliche
Taubheit"
körperliche
Fehlbildungen 10
„schwerer
Alkoholismus" 35 27



(67%) und Schizophrenie(19%) gestellt.Desgleichen wurdendar-
aufhin die meistenZwangssterilisierungendurchgeführt; 65% bei
„angeborenemSchwachsinn"und21% beidemVorliegeneinerSchi-
zophrenen Psychose(Tab. 4).Insgesamt wurden 1938 inSchleswig-
Holstein739psychiatrischundneurologisch erkrankteundbehinder-
teMenschen sterilisiert;372Männerund367 Frauen.Einerelative
Häufung der Sterilisierungenist inderersten Jahreshälfte zu ver-
zeichnen(Abb.7).DieUnfruchtbarmachung wurdein40Fällenaus-
gesetztund in48Fällen wurdendie Opfermit polizeilichem Zwang
der Sterilisierung zugeführt.

1939 wurden 1.537 Sterilisierungsanzeigenerstattet, vondenen 539
abgewiesenwurden. 595der Anzeigen wurden vonAmtsärzten, 247
von Anstaltsärzten, 202 von anderen Ärzten und 493 von den
nichtärztlichenBerufsgruppenerstattet.Insgesamt wurden570Steri-
lisierungsanträge gestellt;441 vonAmtsärzten, 100 vonAnstaltsärz-
ten,24 vonbetroffenenPatientenund5 von gesetzlichen Vertretern
vonPatienten. Wiederum wurden diemeisten Anträge aufgrund
„angeborenenSchwachsinns" gestellt; dies waren68%allerAnträge.
16% der Anträge wurden aufgrundeiner Schizophreniegestellt und
9%wegenEpilepsie(Tab.5).

Zwangssterilisiertwurden imJahre 1939insgesamt498 Patienten;
277 Männerund221Frauen.In7Fällenunterblieb dieSterilisierung
trotzergangenem Urteilundin25Fällen wurden Zwangsmaßnahmen
zurDurchsetzungdesSterilisierungsbeschlussesangewandt.Inallen
Regionen Schleswig-Holsteins ging die Sterilisierungstätigkeit
gegenüber 1937 umüber 50% zurück; inFlensburgstiegsiedagegen

Tab.4:NachDiagnosenunterteilte Steri-
lisierungsanträge und Zwangssterilisie-
rungen imJahre1938;(M=Männer,F=
Frauen).
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Anträge Sterilisierungen

„angeborener
Schwachsinn" 314 255 230 250
Schizophrene
Psychose 94 67 87 68
Manisch-
depressive
Psychose

lileiisie 55 23 29
Chorea
Huntim ion

„erbliche
Blindheit"
„erbliche
Taubheit" 11 10
körperliche
Fehlbildune 14 10
„schwerer
Alkoholismus" 30 14



Abb. 7: AnzahlderSterilisierungenpro
Monat im Jahre 1938.

Tab. 5: NachDiagnosen unterteilte Steri-
lisierungsanträge undZwangssterilisie-
rungen im Jahre1939;(M=Männer,F=
Frauen).
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Antra) Sterilisierun];en

„angeborener
Schwachsinn" 208 178 186 148
Schizophrene
Psychose 36 52 42
Manisch-
depressive
Psychose

Chorea
Huntins :on
„erbliche
Blindheit"
„erbliche
Taubheit"
körperliche
Fehlbildungen 11
„schwerer
Alkoholismus" 11



um etwa70% (Abb. 9).Inder erstenJahreshälfte wurden73% aller
Sterilisierungendurchgeführt. Ein auffallend deutlicher Rückgang der
Sterilisierungenkorreliert mit dem KriegsbeginnimSeptember 1939
(Abb.8),dadie Unfruchtbarmachungen, wiebereits dargestellt,nach
der „6.Durchführungsverordnung des GZVEN"mit demBeginndes
Krieges starkeinzuschränken waren.VonSeptemberbis Dezember
wurdennurnoch12%allerSterilisierungendes Jahres durchgeführt.

Imersten Kriegsjahr 1940sind 1.769 Sterilisierungsanzeigenerstat-
tetworden.Davon wurden795 vonAmtsärzten,240vonAnstaltsärz-
ten,249 vonanderen Ärzten und485 von den nichtärztlichenBerufs-
gruppen des Gesundheitswesens erstattet.667 der Anzeigen wurden
zurückgewiesen. Es sind 558 Antragstellungen zurUnfruchtbarma-
chungerfolgt; 474 Sterilisierungsanträgewurden von Amtsärzten
gestellt,56 vonAnstaltsärzten,16 vonbetroffenen Patienten und 12
von gesetzlichenVertreternentmündigter Patienten. 70% derAnträge
wurdenaufgrund„angeborenenSchwachsinns" gestelltund11% bei
Vorliegeneiner Schizophrenie.Insgesamt wurden 309Zwangssterili-
sierungen durchgeführt; 137Männer und172 Frauenwurdensterili-
siert.In9Fällen wurdedieUnfruchtbarmachungausgesetztundin 23
Fällenwurde dasSterilisierungsurteil mittelsPolizeieinsatzdurchge-

Abb.8:Anzahlder Sterilisierungenpro
Monatim Jahre1939.
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setzt. ImerstenQuartal des Jahres 1940 sind 35 der Sterilisierungs-
eingriffe durchgeführt worden, dies sind 11%.75% aller Sterilisie-
rungenerfolgten bei „angeborenemSchwachsinn" und14% der Ste-
rilisierten wurden aufgrundeiner schizophrenen Psychoseunfrucht-
bar gemacht (Tab.6).

Gegenüber demVorjahr ist dieAnzahl der Sterilisierungenindenmei-
stenRegionenSchleswig-Holsteins weiter zurückgegangen; inRends-
burg, Husum,Südtondern und dem HerzogtumLauenburg ist sie
jeweilsangestiegen(Abb.9).ImKreis Steinburg sind 126 derSterili-
sierungsanzeigen(7%) erstattetund70aller Anträge (13%)gestellt wor-
den.Sterilisiert wurdenhier25 Patienten(8%),davon85% wegen„ange-
borenem Schwachsinn".InOldenburgergingen43 Anzeigen(2%).Es
wurden9Anträge(2%)gestellt und 12 Sterilisierungen (4%)durchge-
führt; 50%davon wegen „angeborenemSchwachsinn".ImKreis Süder-
dithmarschenwurden79Anzeigen(5%) erstattet und9Sterilisierungs-
anträge(2%) gestellt. Hier erfolgten 6Unfruchtbarmachungen(2%),
davonlediglicheinDrittel wegen„angeborenemSchwachsinn".

DieEntwicklung derAnzeigenerstattungen,der Antragstellungen
undder Sterilisierungstätigkeit in der Zeit zwischen 1934und 1940
ist von einemkontinuierlichenRückgang der Anzeigen, Anträgeund
Sterilisierungen gekennzeichnet;dabei nimmt dieAnzahlderZwangs-
sterilisierungennahezu linear ab (Abb. 10). Injedem Jahr lag die
Anzahlder Sterilisierungsanträgeummehr als 50%unter der der Ste-
rilisierungsanzeigen.DieAnzahl der durchgeführten Sterilisierungs-
eingriffe lag imDurchschnitt um 20% unter der der Anträge auf
Unfruchtbarmachung.

Tab. 6:NachDiagnosenunterteilteSteri-
lisierungsanträge undZwangssterilisie-
rungen im Jahre 1940; (M =Männer.
F= Frauen).
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Anträge Sterilisierungen

„angeborener
Schwachsinn" 187 210 137 172
Schizophrene
Psychose" 37 91 139
Manisch-
depressive
Psychose

lilei »sie 43 22
Chorea
Huntington
„erbliche
Blindheit"
„erbliche
Taubheit"
körperliche
Fehlbildungen
„schwerer
Alkoholismus"
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